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BERNHARD GÖRING, BERLIN

Reächstagswahl und Angestellte
Am 18. Juli dieses Jahres löste die gegenwärtige

Reichsregierung den Reichstag auf. Sie begründete
diese Auflösung mit der Arbeitsunfähigkeit des Parla¬

ments. Tatsächlich bestand bei einigermaßen gutem
.Willen durchaus die Möglichkeit, auch bei der Zu¬

sammensetzung des alten Reichstags eine Mehrheit für

vernünftige Maßnahmen zur Sanierung des

Reichshaushalts und zur Behebung der Wirtschaftskrise

und damit der Verhütung weiteren Massenelends zu

finden. Das Kabinett Brüning aber stand dieser ernsten

Aufgabe nicht objektiv gegenüber. Es war bei seiner

Zusammensetzung Verpflichtungen eingegangen, die

dem Wunsche ganz bestimmter Kreise entsprachen.
In annähernd zweijährigen parlamentarischen Ausein¬

andersetzungen war es diesen Kreisen nicht gelungen,
ihren Willen durchzusetzen. Der Widerstand der Ge¬

werkschaften außerhalb des Parlaments und das ener¬

gische Auftreten der politischen Vertreter der Gewerk¬

schaften im Reichstag verhinderte die Verwirklichung

jener Pläne.

• In dem Deutschland der Nachkriegszeit ist es der

werktätigen Bevölkerung, gestützt auf ihre gewerkschaft¬
lichen Organisationen, trotz des verlorenen Krieges und

der sich aus diesem ergebenden Lasten, trotz wieder¬

holter schwerster Wirtschaftskrisen und politischer Er¬

schütterungen, gelungen, ihre soziale Lage in steigen¬
dem Maße zu verbessern. Soziale Gesetze konnten

ausgebaut und neue Gesetze geschaffen werden. Zwar

war es nicht möglich,Not und Elend völlig zu beseitigen,
wohl aber einzuengen. Jede Verbesserung der Lage der

Arbeiter und Angestellten löste einen erhöhten Wider¬

stand der Unternehmer und der mit diesen verbündeten

Parteien aus. Im Mittelpunkt aller Auseinandersetzungen
der vergangenen Jahre stand der Kampf um die Er¬

weiterung oder Einengung des Lebensraumes der

Arbeitnehmer. Die deutschen Kapitalisten versuchten

mit allen zu Gebote stehenden Mitteln eine fortschritt¬

liche Sozialpolitik zu verhindern. Sie wandten sich

gegen jeden Ausbau der Sozialversicherung. Sie er¬

klärten in unzähligen Denkschriften und Kundgebungen,
daß die Leistungen der Invaliden- und Angestellten¬
versicherung, der Kranken- und Arbeitslosenversiche¬

rung zu hoch seien. Der Aufstieg oder der Niedergang
der deutschen Wirtschaft hängt nach ihrer Auffassung
von der Höhe der sozialen Leistungen des Reiches ab.

Die gegenwärtige Wirtschaftskrise, deren Lirsache

wahrlich nicht die zu hohe Soziällast in Deutschland

ist, die vielmehr als Weltwirtschaftskrise in Erscheinung
tritt und typischen kapitalistischen Charakter aufweist,
in Deutschland allerdings noch verschärft wird durch

eine äußerst unvernünftige .Monopolherrschaft, bietet

den Unternehmern die günstigste Gelegenheit, ihren

Generalangriff auf die Lebenshaltung der Werktätigen
durchzuführen. — Kein Wort über den Bankerott eine3

Wirtschaftssystems, das sich als unfähig erweist, dem

Volksganzen zu dienen. Die Zahl der Arbeitslosen wird

Ende August rund 3 Millionen betragen, die der Unter¬

stützungsempfänger (Haupt- und Krisenunterstützungs¬
empfänger) betrug am 15. August 1915000. Die Zahl der

Arbeitslosen in den AfA-Verbänden ist von 7,7 v. H.

im Monat Mai auf 8,3 v. H. im Monat Juli gestiegen.
Sorge und Not ist in diesen Jahren fast in jeden An¬

gestelltenhaushalt eingekehrt und das Gespenst der

Arbeitslosigkeit hat so manchen älteren Angestellten
zu verzweifelten Schritten veranlaßt.

In dieser Situation muß es Aufgabe jeder wahrhaften

Volksvertretung sein, alle Kräfte einzusetzen, um den

Zusammenbruch, d. h. die Verelendung der Volks¬

massen, zu verhindern. Statt dessen hat sich die Regie¬
rung Brüning zum Vollstrecker der Unternehmerwünsche

gemacht. Herr Schacht, Reichsbankpräsident a. D., hat

im Frühjahr d. J. in Bremen von den unberechtigten
Forderungen der Arbeitnehmer, die am liebsten schon

bei ihrer Geburt den Versorgungsschein in der Tasche

haben möchten, gesprochen. Der Reichsarbeitsminister,

Herr Stegerwald, hat in seiner Dortmunder Rede am

5. Juni erklärt, daß es nach seiner Auffassung keinem

Staat und keiner Wirtschaftsordnung, weder der gegen¬

wärtigen, der kapitalistischen, noch einer kommenden

neuen Wirtschaft möglich ist, Not und Elend zu be¬

seitigen. Wir sind grundsätzlich anderer Auffassung.
Wir erinnern den Herrn Reichsarbeitsminisler Steger¬
wald an die, auch für die christlichen Arbeiter wichtigen
Artikel 151, 157, 161 und 165 der Reichsverfassung.
Danach muß die Ordnung des Wirtschaftslebens den

Grundsätzen der Gerechtigkeit mit dem Ziele der Ge¬

währleistung eines menschenwürdigen Daseins für alle

entsprechen. Danach steht die Arbeitskraft unter dem

besonderen Schutz des Reichs. Das Reich schafft ein

umfassendes Versicherungswesen zur Erhaltung der

Gesundheit und Arbeitsfähigkeit, zum Schutz der

Mutterschaft und zur Vorsorge gegen die wirtschaft¬

lichen Folgen von Alter, Schwäche und Wechselfälle

des Lebens.

Um diesen Bestandteil der Verfassung von Weimar

wird der Kampf geführt. In Anwendung demokratischer

Grundsätze haben die freien Gewerkschaften, haben

Arbeiter und Angestellte sich für den sozialen Ausbau

des Volksslaates eingesetzt, haben, gestützt auf den

Artikel 165 der Verfassung, versucht, gleichberechtigt
mitzuwirken an der gesamten wirtschaftlichen Entwick¬

lung der produktiven Kräfte. Die Vertreter des Kapitals
aber sind mit Hilfe der Rechtsparteien und leider auch

der bürgerlichen Mitte dieser fortschrittlichen Ent-



wicklung entgegengetreten. Sie benutzen die gegen¬

wärtige Wirtschaftskrise, um das von Arbeitnehmerseite

heiß Erstrittene abzubauen und wenn es auf parlamen¬

tarisch-demokratischem Wege nicht möglich ist, so

bietet die Regierung Brüning die Hand mit dem

Artikel 48, diesen Abbau vorzunehmen.

Die Verordnung des Reichspräsidenten zur Behebung

finanzieller, wirtschaftlicher und sozialer Notstände vom

26. Juli 1930 bringt in ihrem ersten Abschnitt die

Sondersteuer für die Personen des öffentlichen Dienstes.

Dabei werden auch die Angestellten, die nur auf Privat¬

dienstvertrag angestellt sind und deshalb jederzeit ge¬

kündigt werden können, mit herangezogen. Die ledigen,

einkommensteuerpflichtigen Personen werden mit der

Ledigensteuer bedacht. Besonders unsozial aber ist

die Kopfsteuer. Der vierte Abschnitt der Deckungs¬
maßnahmen endlich bringt den von Unternehmerseite

ersehnten Abbau der Arbeitslosenversicherung und die

Verschlechterung der gesetzlichen Vorschriften für die

Krankenversicherung. Diese Verordnung bringt eine

Senkung der Unterstützung für die Hälfte der Arbeits¬

losen und gerade für die Bedürftigsten. Es erhalten die¬

jenigen der Versicherten, die in den letzten achtzehn

Monaten vor der Arbeitslosmeldung, die auf dem

Erwerb der Anwartschaft folgt, nicht mindestens

52 Wochen in einer versicherungspflichtigen Beschäf¬

tigung gestanden haben, niedrigere Unterstützungssätze.
Eine Kürzung der Unterstützungssätze erfolgt auch,

wenn Mann und Frau versicherungspflichtig tätig waren

und einer von beiden oder beide arbeitslos werden. In

dem ersteren Falle wird das 35 RM. übersteigende Ein¬

kommen des noch tätigen Ehegatten auf die Unter¬

stützung angerechnet. In dem zweiten Fall wird die

niedrigste von beiden Unterstützungen auf die Hälfte

gekürzt. Arbeitslose, die das 17. Lebensjahr noch nicht

vollendet haben, erhalten nur dann Unterstützung, wenn

ihnen kein familienrechtlicher Unterhaltsanspruch
zusteht. Die Wartezeit ist künftig bei allen Arbeitslosen

ohne zuschlagsberechtigte Angehörige auf 14 Tage fest¬

gesetzt. Das sind nur die wichtigsten Aenderungen
des Arbeitslosenversicherungsgesetzes. In der Kranken¬

versicherung hat künftig der Kranke für jeden Kranken¬

schein 0,50 RM. zu entrichten. Mit der gleichen Summe

ist er an den entstehenden Kosten für Arznei und Heil¬

mittel beteiligt. Allein diese beiden Aenderungen der

Reichsversicherungsordnung sind dazu angetan, die

Volksgesundheit ernsthaft zu gefährden.
Diese Verordnungen, die die Regierung auf Grund

des Artikels 48 erlassen hat und für die sich sicherlich

eine Mehrheit im Parlament nicht gefunden hätte,

zeigen in aller Deutlichkeit, wohin der Weg des

Kabinetts Brüning führt.

In der gleichen Zeit haben die Unternehmer ihren

Kampf gegen die Höhe der Gehälter und Löhne ein¬

geleitet. Dem Vorstoß der nordwestlichen Gruppe der

Metallindustrie ist für die Angestellten die Berliner

Metallindustrie gefolgt. Wir berichten über diese Vor¬

gänge, die zu einer Entlassung tausender Angestellter

geführt haben, ausführlich in einem besonderen Aufsatz

dieser Nummer. Das Bild ist abgerundet, die Situation

ist klar. Der Angriff auf die Lebenshaltung der Arbeiter

und Angestellten ist im vollen Gange. Abbau der Lei¬

stungen der Angestellten- und Invaliden-, der Kranken-

undArbeitsIosenversicherung,Abbau der Löhne und Ge¬

hälter unter bewußter Brüskierung der demokratischen'

Grundsätze der Verfassung ist der Wille der unter

dieser Parole vereinigten reaktionären Kräfte. Dieser

Wille ist zu brechen. Die Reaktion kann zurückgeworfen
werden, wenn die Millionen in Werkstatt und Bureau,

wenn die Werktätigen in Stadt und Land in ernster

Arbeit und im Hinblick auf die Verantwortung, die sie

für ihre Familie, für Frau und Kind, für die Zukunft

tragen, in diesem Wahlkampf ihre Pflicht tun und die

Kandidaten der Partei wählen, die nachweisbar in den

Auseinandersetzungen der letzten zehn Jahre zwischen;

Kapital und Arbeit die Interessen der Arbeiter und Ann

gestellten vertreten hat.

Die Angestellten ganz besonders werden in diesen'

Wochen von allen politischen Parteien umworben.' Vier

Millionen deutsche Angestellte können in diesem:

Kampf mit ihren wahlberechtigten Familienangehörigen,

ausschlaggebend sein. Sie müssen jetzt erkannt haben^
daß nur unter Anwendung der Grundsätze des AfA-

Bundes die Hebung ihrer wirtschaftlichen und sozialen'

Lage möglich ist. Die Forderungen des AfA-Bundes

auf rückhaltlose Anerkennung des Vorrechts des ar¬

beitenden Menschen vor dem des toten Besitzes, die

Beseitigung des arbeitslosen Renteneinkommens zu¬

gunsten der Gesamtheit, die Kontrolle der Waren¬

erzeugung und -Verteilung, die Mitbestimmung der,

Arbeitnehmer in allen Fragen des Lohn- und Arbeits¬

verhältnisses, die gemeinwirtschaftliche Ordnung der,

Wirtschaftsführung sind nur durchzusetzen, wenn auch

im Parlament eine starke politische Arbeitnehmerpartei
vorhanden ist.

Unser AfA-Bund wird in Wahrung seiner parteipoliti-
sehen Neutralität auch zu dieser Reichstagswahl keiner¬

lei Gewissenszwang auf seine Mitgliedschaften ausüben,
Es muß aber von der Kollegenschaft erwartet werden,
daß sie ihre politische Entscheidung am 14. September
im Einklang hält mit ihrer freigewerkschaftlichen Grund¬

auffassung.

Wir kämpfen als Gewerkschafter gegen jede Partei,
die dem kapitalistischen Unternehmertum dient, wir!

lehnen es auch ab, gegenüber der Moskauer Gewerk¬

schaftsfeindlichkeit etwa neutral zu bleiben. Denkende

Angestellte können nur eine Partei wählen, die sich

bisher als die Partei der organisierten Arbeit erwiesen!

hat und bereit ist, Angestellte und Arbeiter aus der

kapitalistischen Wirrnis unserer Tage einer höheren

Wirtschaftsform entgegenzuführen, dem Sozialismus. '

OTTO SCHWEITZER, BERLIN

Kampf um den Preisabbau?

Die vom Reichspräsidenten mit Hilfe des Artikels 48 der

Reichsverfassung erlassene „Verordnung zur Behebung
finanzieller, wirtschaftlicher und sozialer Notstände", die

sogenannte Notverordnung vom 26. Juli 1930 be¬

schäftigt sich bekanntlich in ihrem 5. Abschnitt auch mit

der „Verhütung unwirtschaftlicher Preisbindungen". Im

Hinblick auf seinen Inhalt • wird dieser Abschnitt der Not¬

verordnung vielfach als neue Kartellverordnung zum Unter¬

schied von der Verordnung gegen Mißbrauch wirtschaft¬

licher Machtstellungen, der sogenannten Kartellverordnung,
vom 2. November 1923, bezeichnet. Nach § 1 dieser neuen

Kartellverordnung kann die Reichsregierung

,,a) Verträge oder Beschlüsse der im § 1 der Verordnung
gegen Mißbrauch wirtschaftlicher Machtstellungen
vom 2. November 1923 (Reichsgesetzbl. I S. 1067) be¬

zeichneten Art, die Verpflichtungen über die Art der

Preisfestsetzung oder die Forderung von Preisen ent*

halten, für nichtig erklären oder eine bestimmte Art

ihrer Durchführung untersagen;

b) die Anwendung von Geschäftsbedingungen oder von'

Arten der Preisfestsetzung untersagen, die jemanden'
in bezug auf die Art der Preisfestsetzung oder die

Forderung von Preisen rechtlich oder wirtschaftlich'

I beschränken;
c) Handlungen untersagen, die, ohne unter die Bestim-

mungen zu a und b zu fallen, nach Lage der Ver¬

hältnisse, den Umständen des Falles oder der Art>
wie verfahren wird oder verfahren werden soll, im,

wesentlichen den gleichen wirtschaftlichen Erfolg her¬

beizuführen geeignet sind; ....

wenn die Wirtschaftlichkeit der Erzeugung oder des Ver¬

kehrs mit Waren oder Leistungen beeinträchtigt oder difll
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wirtschaftliche Handlungsfreiheit in volkswirtschaftlich nicht

gerechtfertigter Weise eingeschränkt wird." Weiter be¬

stimmt § 2, daß, wenn die Voraussetzungen für Maßnahmen

nach § 1 vorliegen, die Reichsregierung die Eingangszölle
für zollpflichtige Waren, auf die sich die in § 1 genannten

Bindungen beziehen, herabsetzen oder aufheben kann.

In der amtlichen Begründung- zu diesem Abschnitt der

Notverordnung wird gesagt:

„Die Anpassung der gebundenen Preise an die ver¬

änderte Wirtschaftslage und die gesunkene Kaufkraft

breiter Massen sowie die Notlage der im freien Wett¬

bewerb stehenden Wirtschaftskreise setzt sich nach all¬

gemeiner Anicht zeitlich zu langsam und ihrem Ausmaß

nach unzulänglich durch. Infolgedessen ist u. a. das

Verhältnis der Preise von Waren und Leistungen zu¬

einander vielfach in einer volkswirtschaftlich nicht ge¬

rechtfertigten Weise verschoben worden. Die mangel¬
hafte Anpassung der gebundenen Preise in einer Zeit,
in der die gesamte deutsche Wirtschaft unter dem

Drucke einer schweren Depression steht, erschwert und

verzögert die Ueberwindung der wirtschaftlichen Not,

führt zum Brachliegen menschlicher Arbeitskräfte und

technischer Anlagen weit über das unmittelbar durch

eine Krise an sich bedingte Maß hinaus und hat Span¬

nungen hervorgerufen, die einer ausgeglichenen Zu¬

sammenarbeit aller wirtschaftlich Tätigen im Wege
stehen."

Wer möchte bestreiten, daß das, was in dieser Begrün¬
dung über die Erschwerung und Verzögerung der Krisen¬

überwindung durch die Starrheit der gebundenen Preise

gesagt ist, vollkommen zutrifft? Trotzdem sind in dem

Streit um die Notverordnung nicht ohne Grund ernste

Zweifel geäußert worden, ob es dem Kabinett Brüning mit

dem in Aussicht gestellten Kampf gegen die unberechtigte
Hochhaltung der gebundenen Preise wirklich ernst ist oder

ob nicht dieser Abschnitt lediglich als ein Schaustück

anzusehen ist, das im Hinblick auf die bevorstehende

Reichstagswahl den über den sozialreaktionären Eifer dieser

Reichsregierung empörten Arbeitnehmern weismachen soll,
daß die Regierung nicht nur ihnen, sondern auch den

Unternehmern die starke Faust zeigt. Mit Recht ist zur

Begründung dieser Zweifel die auffällige Tatsache hervor¬

gehoben worden, daß der 5. Abschnitt in die Notverordnung

aufgenommen worden ist, ohne daß vorher auch nur der

Versuch unternommen worden wäre, ein dem Inhalt dieses

Abschnittes entsprechendes Gesetz im Wege der ordent¬

lichen Gesetzgebung, d. h. mit Hilfe des Reichstages, zu¬

stande zu bringen. Es gibt eigentlich nur ein Argument,
das die Regierung diesem Einwand gegen ihr Vorgehen

entgegenhalten kann, die Behauptung nämlich, daß auf dem

Gebiet der Preisbindungen so schwerwiegende Mißstände

in die Erscheinung getreten seien, daß es sich als unmög¬
lich erwiesen habe, mit durchgreifenden Maßnahmen gegen

diese Mißstände bis zum Zusammentritt des neuen Reichs¬

tages zu warten. Die Stichhaltigkeit dieses Argumentes
hätte freilich dadurch bewiesen werden müssen, daß un¬

mittelbar nach dem Erlaß der Verordnung konkrete Maß¬

nahmen zur Abstellung der beobachteten Mißstände ergriffen
wurden. Tatsächlich ist aber seit dem Erlaß der Notverord¬

nung schon mehr als ein Monat vergangen, ohne daß bisher

etwas Näheres über die von der Regierung beabsichtigten
Maßnahmen bekanntgeworden wäre.

Zwar hat der Reichswirtschaftsminister den Vor¬

läufigen Reichs wirtschaftsrat Ende Juli um

eine gutachtliche Aeußerung zum 5. Abschnitt

der Notverordnung ersucht. Statt ihm jedoch, wie das § 3

des 5. Abschnitts vorsieht, Gelegenheit zur gutachtlichen
Stellungnahme zu bestimmten von der Reichsregierung be¬

absichtigten Maßnahmen zu geben, hat er ihn gebeten, „in
eine Erörterung der für die Anwendung der Verordnung
maßgebenden Gesichtspunkte einzutreten", und hat ihm

zu diesem Zweck eine Reihe von Fragen vorgelegt, die

sich die Regierung teils selbst beantworten konnte, deren

Beantwortung andererseits auch im Zusammenhang mit der

Begutachtung bestimmter Maßnahmen möglich gewesen

wäre.

Die erste Frage, um deren Beantwortung der Reichs¬

wirtschaftsrat ersucht wurde, lautete:

„Ueberwiegen bei der gegenwärtigen Wirtschaftslage die

volkswirtschaftlichen Nachteile von Preisbindungen deren

Vorteile für die Gesamtwirtschaft derart, daß es notwendig
erscheint, bis zur Ueberwindung der krisenhaften Zustände

auf Preisbindungen jeder Art zu verzichten oder an Stelle

der Preisbindungen nur unverbindliche Richtpreise zuzu¬

lassen?"

Nach den ausgedehnten Eroberungen, die seit Jahren in
der breitesten Oeffentlichkeit über Vor- und Nachteile der

Preisbeeinflussung durch Kartelle, Syndikote und ähnliche

Unternehmervereinigungen gepflogen worden sind, war <\s

zweifellos überflüssig, diese Frage an den Reichswirtschafts-
rat zu richten. Auch die freien Gewerkschaften haben trotz

aller kritischen Einstellung gegenüber den Kartellen nie¬

mals ein radikales Verbot jeder Preisbecinflussung durch

Kartelle gefordert, sondern haben sich aus wohlerwogenen
Gründen darauf beschränkt, einen Ausbau der Kar¬

tellkontrolle unter Beteiligung von Vertretern der

Arbeitnehmerschaft zu verlangen. Es ist deshalb voll¬

kommen unberechtigt, wenn auch aus freigewerkschaft¬
lichen Kreisen an dem Gutachten des Reichswirtschaftsrats

beanstandet worden ist, daß es sich nicht für ein radikales

Verbot sämtlicher Preisbindungen ausgesprochen habe.

Tatsächlich entspricht es durchaus der Auffassung der

maßgebenden Organe der freien Gewerkschaften, wenn

der Reichswirtschaftsrat in seiner Antwort auf die oben

wiedergegebene Frage erklärte, daß eine allgemeine
plötzliche Beseitigung sämtlicher bestehenden Preisbindun¬

gen nicht empfohlen werden könne und wenn er zur Be¬

gründung dieser Stellungnahme in seinem Gutachten sagt,
daß „eine allgemeine zwangsmäßige Aufhebung von

Preisbindungen unter Wiederherstellung einer völlig freien

Wettbewerbswirtschaft notwendigerweise zu gewaltigen
Umstellungen in der industriellen und gewerblichen Wirt¬

schaft führen müßte, mit der Folge örtlicher Betriebs¬

stillegungen und Arbeiterentlassungen", daß sie also ..min¬
destens in weitem örtlichem Umfang erhebliche Ver¬

schärfungen der gegenwärtigen wirtschaft¬

lichen Schwierigkeiten herbeiführen würde".

In seiner zweiten Frage ersuchte der Reichswiit-

schaftsminister den Reichswirtschaftsrat um eine Aeußerung

darüber, ob es sich, soweit eine allgemeine Aufhebung
von Preisbindungen nicht notwendig oder nicht möglich ist,

empfehle:

a) die Preisbindungen auf solchen Gebieten aufzuheben,
auf denen preisgebundene Unternehmungen unter

dem Drucke der allgemeinen Wirtschaftslage oder

ihrer besonderen Betriebsverhältnisse die festgesetzten
Preise unter Umgehung der Bindungen nicht ein¬

halten;

b) in einzelnen Fallen die Bindungen auf unangemessen

hohe (volkswirtschaftlich nicht berechtigte) Preise

und Preisspannen aufzuheben.

Dieser letzten Frage war noch die weitere Frage angefügt,
wie im einzelnen Falle das Vorliegen unangemessen hoher

Preise zutreffend ermittelt werden könne.

Den ersten Teil dieser Frage hat der Reichswirtschafts¬

rat, wie vorauszusehen war, einmütig dahin beantwortet,
daß, wenn preisgebundene Unternehmungen unter dem

Druck der allgemeinen Wirtschaftslage oder ihrer beson¬

deren Betriebsverhältnisse die festgesetzten Preise häufig
nicht einhalten können und unter Umgehung der sie ver¬

pflichtenden Bindungen Nachlässe gewähren, eine Neu¬

ordnung notwendig sei, sei es durch Anpassung der Kartell¬

preise an die gegebenen Verhältnisse, sei es durch Freigabe
der Preise überhaupt. Jedenfalls sei es in hohem Maße

bedenklich, die gebundenen Listenpreise rechtlich und for¬

mal aufrechtzuerhalten und nach Möglichkeit da durch¬

zusetzen, wo gerade die Verhältnisse es erlauben, im

übrigen aber sie tatsächlich durchbrechen zu lassen. Der

mit der Erstattung des Gutachtens beauftragte Wirtschafts¬

politische Ausschuß des Reichswirtschaftsrats erklärte es

daher einmütig für notwendig, „daß die Kartelle alsbald

solche von der wirtschaftlichen Entwicklung überholten

Preisbindungen auch formal berichtigen oder aufheben und

hierüber volle Klarheit schaffen" und er richtete den drin¬

genden Appell an die Kartelle, in diesem Sinne zu ver¬

fahren. Darüber hinaus bezeichnete er etwa notwendig
werdende Eingriffe der Reichsregierung zur Verwirklichung
dieses Erfordernisses als berechtigt und billigenswert.

In seiner Antwort auf die unter 2 b) an ihn gerichtete
Frage erklärt es der Reichswirtschaftsrat grundsätzlich für

erwünscht, Preisbindungen in solchen

Fällen, in denen sie unangemessen hohe,

d. h. volkswirtschaftlich schädliche Preise

oder Preisspannen sichern, nötigenfalls
durch Anwendung der Vollmachten der

Regierung zu beseitigen. Dabei werde selbstver¬

ständlich die Wichtigkeit der einzelnen Ware oder Waren¬

gruppe für die allgemeinen Produktions- und Lebens¬

haltungskosten zu würdigen sein. Ob die Voraussetzungen
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lür Maßnahmen der Regierung vorliegen, müsse nach den

besonderen Verhältnissen des einzelnen Falles ermittelt

werden. Allgemein gültige Merkmale könnten hierfür nicht

aufgestellt werden.

Die dritte Frage des Reichswirtschaftsministers an den

Reichswirtschaftsrat lautete:

„Empfiehlt es sich, soweit eine allgemeine Aufhebung

von Preisbindungen nicht notwendig oder nicht möglich ist,

die Preisbindung von Angehörigen der nächsten Wirt¬

schaftsstufe, also z. B. von Angehörigen des Einzelhandels

durch Produzenten oder Großhandel, aufzuheben? Ist dies

insbesondere mit Rücksicht auf die Preisbindung bei so¬

genannten Markenartikeln angezeigt?"
In seiner Antwort auf diese Frage weist der Reichswirt¬

schaftsrat zunächst darauf hin, dafi die Preisbindung von An¬

gehörigen der nächsten Wirtschaftsstufe auch von mehreren

gesetzlich geordneten Syndikaten in der Kohlen- und Kali¬

wirtschaft sowie bei einigen öffentlichen Monopolen geübt

werde. Im übrigen sei sie (auch in der Form sogenannter

Treurabatte) in weitem Umfange beim Vertrieb wichtiger

Waren, namentlich von Eisen und Stahl, Düngemitteln,

Baustoffen, Linoleum, Tapeten, Treibstoffen üblich; sie

greife sogar da und dort über die von dem verpflichtenden
Werke bewirkten Lieferungen auf den Weiterverkauf von

Waren anderer Hersteller und auf im Zusammenhang damit

stehende gewerbliche Leistungen über. Obwohl von einem

Teil des Ausschusses die Nachteile dieser Preisbindungen

als so erheblich betrachtet, wurden, daß ihre Beseitigung in

höherem Maße als erwünscht erachtet wurde, als eine all¬

gemeine Beseitigung der Preisbindungen auf der gleichen

Wirtschaftsstufe, kam der Reichswirtschaftsrat doch zu dem

Ergebnis, daß eine allgemeine Aufhebung' auch dieser

Preisbindungen der zweiten Hand durch Regierungseingriff

nicht empfohlen werden könne, sondern daß auch auf

diesem Gebiet nur auf Grund einer Prüfung von Fall zu

Fall vorgegangen werden soll.

Nur bei der Beantwortung der letzten Frage, ob auf dem

Gebiet der sogenannten Markenartikel etwas gegen

die Preisbindung der zweiten Hand unternommen werden

soll, ergab sich im Reichswirtschaftsrat eine wesentliche

Meinungsverschiedenheit über den der Reichsregierung

vorzuschlagenden Weg. Während eine Minderheit des Aus¬

schusses auf Grund der gepflogenen Erörterungen zu dem

Ergebnis kam, daß auch eine allgemeine Aufhebung der

Bindung der Handelsspannen bei Markrnware abzulehnen

und auch hier auf den Weg der Untersuchung des Einzel¬

falles zu verweisen sei, empfiehlt die Mehrheit des Aus¬

schusses, zu der insbesondere sämtliche Arbeitnehmerver¬

treter gehören, der Reichsregierung, auf Grund ihrer Voll¬

machten die „Preisbindungen der Verkäufe

für die Lebens- und Ge nußmittel, die in der

Form der Markenwaren vertrieben werden,

sogleich allgemein aufzuheben und auch alle

Rechtsbehelfe anzuwenden, um Umgehungen dieser An¬

ordnungen nachdrücklich entgegenzutreten, wie sie etwa

durch Weiterbelieferungsverbote, Sperren oder ähnliche

Anweisungen versucht werden könnten". Ausdrücklich

wird in dem Gutachten hervorgehoben, daß die Mehrheit

die Forderung nach allgemeiner Aufhebung der Preis¬

bindungen bei Markenwaren nur wegen der auf anderen

Gebieten geltend gemachten Bedenken und im Interesse

einer beschleunigten Wirkung auf dem wichtigsten Gebiete

zunächst auf die Lebens- und Genußmittel beschränkt habe,
daß aber der gesamte Unterausschuß einmütig wünsche,

daß durch Einzeluntersuchungen anderer Marktgebiete oder

auch einzelner Fälle geprüft werde, inwieweit es angebracht

ist, das Verbot der Preisbindung für Markenartikel über

das Gebiet der Lebens- und Genußmittel hinaus auszu¬

dehnen.

Wesentlich für die Beurteilung des vom Reichswirtschafts¬

rat erstatteten Gutachtens ist vor allem auch sein letzter

Absatz, in dem betont wird, daß ungeachtet der dar¬

gelegten Meinungsverschiedenheiten im einzelnen im Aus¬

schuß Einmütigkeit darüber geherrscht
habe, daß mit möglichster Beschleunigung

Klarheit über die von der Re i chs r e g i e r u h g

auf dem Gebiet der Preisbindungen zu

treffenden Maßnahmen im einzelnen her¬

beigeführt werden müsse. Der Reichswirlschafts-

rat richtet daher auch zum Schluß an die Regierung die

Bitte, ihm sobald wie möglich diejenigen Fälle mitzuteilen,

in denen sie auf Grund der ihr zur Verfügung stehenden

Unterlagen eine unwirtschaftliche Hochhaltung gebundener

Preise zu sehen glaubt, damit er in die Lage versetzt wird,

sie bei den von ihr zu ergreifenden Maßnahmen gutachtlich
zu beraten.

Im Zusammenhang mit dem vorstehend besprochenen
Gutachten nahm der Wirtschaftspolitische Ausschuß des

Reichswirtschaftsrats eine Entschließung an, in der

die Reichsregierung aufgefordert wird, ihm Material. zur

Prüfung der Frage zu unterbreiten, ob durch Nichtbeliefe-

rung von Firmen und Organisationen die Maßnahmen, die

der Preissenkung dienen sollen, durchkreuzt werden. Es

ist unschwer, zu erkennen, daß es" sich bei dieser Ent¬

schließung' im wesentlichen um die Lieferungssperren han¬

delt, die namentlich von Markenartikelfabrikanten gegen

Konsumvereine angewandt worden sind und noch' an¬

gewandt werden.

Gegen das Gutachten des Reichswirtschaftsrats ist hier

und dort eingewandt worden, daß es die notwendige Ent¬

schiedenheit im Kampf gegen die Hochhaltung der Kartell¬

preise vermissen lasse. Vereinzelt hat man ihm sogar zum

Vorwurf gemacht, dafi es die Absicht der Regierung, nichts

Ernsthaftes zu unternehmen, sondern die ganze Preisabbaü-

aktion mit Hilfe langwieriger Untersuchungen im Sande

verlaufen zu lassen, begünstige. Tatsächlich ist dieser Vor¬

wurf unberechtigt. Der Reichswirtschaftsrat konnte sich

der Beantwortung der vom Reichswirtschaftsminister an ihn

gestellten Fragen nicht entziehen und er konnte diese

Fragen auch kaum wesentlich anders beantworten, als er

sie beantwortet hat. Mit dem letzten Absatz seines Gut¬

achtens hat aber der Reichswirtschaftsrat auch unzwei¬

deutig festgestellt, worauf es jetzt ankommt. Nur dadurch,

dafi die Reichsregierung nun ohne jedes weitere Zögern

Klarheit darüber schafft, welche konkreten Maßnahmen sie

zum Zweck der Senkung gebundener Preise auf Grund der

ihr in der neuen Kartellverordnung erteilten Vollmachten

ergreifen will, kann sie zeigen, dafi es sich bei dem fünften

• Abschnitte der Notverordnung nicht nur um ein Wahl¬

manöver handelt, sondern um einen ernstgemeinten Ver¬

such, durch Abbau der Kartellpreise die Wirtschaftskrise

zu überwinden.

MAX GÜNTHER, BERLIN

Der ÄngestelSfenkonflikf in der Berliner Metallindustrie

Der in der Oeffentlichkeit viel erörterte Angriff der

Berliner Metallgewaltigen auf das Gehaltsniveau der An¬

gestellten ist zweifellos mehr als ein Versuch, das verstärkte

wirtschaftliche Risiko ganz oder teilweise für längere oder

kürzere Zeit auf die Schultern der Angestellten abzuwälzen.

Der Verlauf dieser Aktion schließt jeden Zweifel darüber

aus, dafi es sich in Wirklichkeit um die Absicht der Unter¬

nehmer handelt, das Gehaltsniveau der Angestellten generell
um 10 v. H. zu senken und gleichzeitig die Zahl der be¬

schäftigten Angestellten wesentlich herabzusetzen.

Am 8. Juli wurden die am Tarifvertrag, beteiligten An-

gcstelltenverbände vor die Entscheidung gestellt, entweder

einem Zusatzabkommen zum Tarifvertrag ihre Zustimmung

zu geben, das die Arbeitgeber in die Lage versetzt, die

Arbeitszeit der Angestellten um maximal 20 v. H. zu redu¬

zieren und eine entsprechende Verkürzung der Geh'ilter

mit sofortiger Wirkung eintreten zu lassen,, oder.sich damit

abzufinden, daß Entlassungen im' großen Umfange durch¬

geführt werden müßten. Obwohl die beteiligten AfA-

Verbände keineswegs davon überzeugt waren, dafi einig

solche Maßnahme geeignet sein könnte, die gegenwärtige

Wirtschaftskrise günstig zu beeinflussen, und obwohl die

Finanzlage der vornehmlich interessierten Grofiunter-

nehmungen wie Siemens und AEG. einen solchen für die

Angestellten verhängnisvollen Schritt in keiner Weise

rechtfei tigt, glaubten sie sich trotzdem mit diesem Vor¬

schlage ernsthaft beschäftigen zu müssen, um evtl. einige

Tausend von Angestellten vor dem Schicksal der Arbeits¬

losigkeit zu bewahren. Der Defensivcharakter des zu

führenden Kampfes war ja von vornherein durch die wirt¬

schaftliche Depression gegeben und andererseits hätten

breite Schichten von Angestellten für eine sofortige grund¬

sätzliche Ablehnung des Vorschlages der Unternehmet",

angesichts der gekennzeichneten Perspektive kein Verständ¬

nis aufgebracht. Allerdings forderten die Angestellten¬

gewerkschaften bestimmte Garantien dafür, daß während-der

Dauer.des Notabkommens (1. August bis 31. Dezember,193Q)
keinerlei Entlassungen von Angestellten vorgenommeit
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werden. Wenn es den Unternehmern mit ihrem Vorschlage
ernst' gewesen wäre, so hätten sie diese Sicherheiten ge¬

geben. Das, was' sie an angeblichen Garantien boten, war

aber so' mit Ausnahmen durchsetzt und auch sonst so ver¬

klausuliert, dafi die fast uneingeschränkte Kündigungsfrei-
heit für den Arbeitgeber erhalten geblieben wäre, während

die Verkürzung der Arbeitszeit und die damit verbundene

Kürzung der Gehälter ohne Einschränkung durchgeführt
¦Werden konnte. Die Einzelheiten dieser Angebote von

Arbeitgeberseite und der Forderungen der Gewerkschaften

sind in der Zwischenzeit erfreulicherweise in breitester

Oeffentlichkeit so stark diskutiert worden, daß wir sie als

allgemein bekannt voraussetzen dürfen. Jedenfalls zeigten
die Angestellten, nachdem in zahlreichen Massenversamm¬

lungen und durch die Presse die Angebote der Unter¬

nehmer bekannt würden, keinerlei Neigung, das Opfer einer-

Gehaltsreduzierung auf sich zu nehmen, weil unter diesen

Umständen die von der Arbeitslosigkeit bedrohten Kol¬

legen doch nicht vor diesem Schicksal bewahrt werden

konnten. Das ist zweifellos die Beurteilung der Mehrheit

der Angestellten in der Berliner Metallindustrie und da¬

gegen spricht auch nicht die Tatsache, dafi in einzelnen

Unternehmungen von Angestellten Eingaben an die Werks¬

leitungen gemacht wurden, die eine grundsätzliche Zu¬

stimmung zu den Vorschlägen der Unternehmer erkennen

ließen. Jeder kritisch denkende Mensch weiß, daß solche

Zustimmungserklärungen unter dem Druck der wirtschaft¬

lichen Verhältnisse von verzweifelten Menschen leicht zu

erreichen sind.
'

Da die Unternehmer in den weiteren Verhandlungen hart¬

näckig an ihren Formulierungen für das Notabkommen

festhielten und die Gewerkschaften andererseits von ihren

Bedingungen nicht glaubten zurückgehen zu können, wurden

die Verhandlungen am 15. Juli endgültig als ergebnislos ab¬

gebrochen.
Unmittelbar nach dem Abbruch der Verhandlungen ord¬

nete die Firma Bergmann E.-W. Kurzarbeit unter Ver¬

kürzung der Gehaltsbezüge um 10 v. H. mit sofortiger Wir¬

kung an. Das genannte Unternehmen stützte sich dabei

auf Bestimmungen in den Einzeldienstverträgen der Mehr¬

heit der Angestellten, die im Jahre 1923 unter nachweis¬

barem Druck und unter ausdrücklichem Protest der Ge¬

werkschaften Aufnahme gefunden hatten. Etwa 100 Ange¬
stellte, bei denen die Kurzarbeitsklausel in den Einzeldienst-

verträgen nicht enthalten war, wurden ohne Einhaltung
einer Kündigungsfrist vor die Entscheidung gestellt, solche

Bedingungen nachträglich anzuerkennen, oder die nahe¬

liegenden Konsequenzen aus ihrer Weigerung zu ziehen.

Das, Beispiel der Bergmann E.-W. machte auch bei anderen

Firmen Schule. Der Siemens- und der AEG.-Konzern ver¬

suchte mit ihren Angestelltenräten für die gesamte Beleg¬
schaft gültige Abmachungen dieser Art zu treffen, eine

Absicht, die an dem Einspruch der Gewerkschaften und der

Weigerung der Angestelltenräte scheiterte. Daß es sich bei

diesen Maßnahmen um versuchten oder durchgeführten
Tarifbruch handelt, steht außer Zweifel. Der Reichsarbeits-

rr\inister wurde deshalb auch von den am Tarifvertrag be¬

teiligten Angestelltenverbänden über diesen Sachverhalt

Unterrichtet.

,
In den Besprechungen mit dem Reichsarbeitsministerium

und in einer dann einsetzenden Pressekampagne war auf

Seiten der Gewerkschaften der Eindruck entstanden, daß der

Reichsarbeitsminister die Rechtsauffassung der Gewerk¬

schaften teile und auch Neigung zeigte, aus dieser Einstel¬

lung heraus, wenn an diesen Methoden festgehalten werden

sollte, gewisse Konsequenzen zu ziehen. Nicht zuletzt auf

Grund dieses Eindrucks dürften dann die Absichten des

AEG- und Siemens-Konzerns rückgängig gemacht worden

sein. Wo sie weiter erkennbar waren, sind sie im einzelnen

äürch Beschwerden beim Verband Berliner Metall-

industrieller von den Angestelltenorganisationen bekämpft
worden. Die Durchkreuzung ihrer ursprünglichen Absichten

beantworteten der AEG- und Siemens-Konzern mit der Kün¬

digung von 2094 Angestellten. Auch andere Unterneh¬

mungen haben sich diesen Massenkündigungen ange¬

schlossen, so dafi insgesamt 3032 Kündigungen am Ultimo

Juli ausgesprochen wurden.

In der gesamten Oeffentlichkeit sind diese Massenent¬

lassungen heftig kritisiert und als unsoziales Ver¬

halten gekennzeichnet worden. Die gesamte Presse, mit

Einschluß der bürgerlichen Parteiorgane, gab der Meinung
Ausdruck, dafi es sich weniger um eine Maßnahme handelt,
die aus wirtschaftlicher Notwendigkeit, als vielmehr aus

Prestigegründen durchgeführt worden sei. In diesem Zeit¬

punkt kam ein Erlaß des Reichsarbeitsministers heraus, der

sich auf das Arbeitsbeschaffungsprogramm bezog und im

wesentlichen'zu erkennen gab, daß-Firmen, die sidi unsozial

verhalten, bei der Vergebung öffentlicher Aufträge aus¬

geschlossen werden sollen. Man mußte annehmen, daß die

Vorgänge in der Berliner Metallindustrie mit ein Anlaß für

diesen Erlaß des Rcichscrbe'itsministeriums waren.

Am Donnerstag, dem 14 August, wurden die Tarifver¬

tragsparteien, vom Reichsarbeitsministerium zu einer Be¬

sprechung eingeladen, in deren Verlauf die gekennzeichnete
Haltung des Reichsarb'eitsministers von dert Vertretern des

VBMI. scharf kritisiert wurde. Die Vertreter des Reichs-
ärbeitsministeriums verwahrten sich gegen die Behauptung',
daß eine einseitige Festlegung des Ministers zugunsten der

Angestellten erfolgt sei und legten im übrigen klar, daß

der erwähnte Erlaß des Reichsarbeitsministers mit den Vor¬

gängen in der Berliner Metallindustrie nichts zu tun habe,
vielmehr allgemeiner Natur sei und generell für das ge¬

samte Reichsgebiet Geltung habe. Im übrigen sollte es sich

bei den Besprechungen um den Versuch handeln, trotz be¬

stehender Schwierigkeiten ein Zusatzabkommen über Kurz¬

arbeit, verbunden mit Gehaltskürzung zur Vermeidung von

Entlassungen zustande zu bringen. Von den Angestellten-
Verbänden ist sofort darauf hingewiesen worden, daß dieser

Versuch hätte wesentlich früher unternommen werden

müssen, da ja die Tatsache der Kündigung von mehr als

3000 Angestellten für die Arbeitnehmer eine völlig ver¬

änderte und ungünstigere Situation gebracht habe. Ganz

zwangläufig müßten jetzt die Verhandlungen darum ge¬

führt werden, ob die ausgesprochenen Kündigungen ganz

oder teilweise zurückgenommen werden, während früher

die Vermeidung aller Entlassungen Gegenstand der Ver¬

handlungen war. Die Gewerkschaften forderten deshalb auch

die Zurückversetzung in den alten Stand, d. h. die Zurück¬

nahme der Kündigungen in vollem Umfange, bevor sie den

Versuch, ein Abkommen der gekennzeichneten Art zustande

zu bringen, fortsetzten. Der Vertreter des Reichsarbeits¬

ministeriums machte dann den Voi schlag, der großen

Schwierigkeiten wegen, die einer generellen Vereinbarung
im Wege ständen, das Abkommen auf eine Reihe von

Großbetrieben, die vornehmlich beteiligt und interessiert

seien, zu beschränken. Auf diese Verhandlungen sind die

Gewerkschaften eingegangen, jedoch stellte sich sehr bild

heraus, daß die Unternehmer nur bereit waren, einen Teil

der ausgesprochenen Kündigungen zurückzunehmen, ohne

auf weitere Kündigungen während der Laufzeit des Not-

abkommens ganz verzichten zu woilen, auf der anderen Seite

forderten sie jedoch eine Verkürzung der Gehälter ohne jede

Einschränkung von 10 v. H. bei einer entsprechenden Her¬

absetzung der Arbeitszeit.

Den Parteien wurde dann aufgegeben, diese Verh ind-

lungsgrundlage noch einmal für sich in ihren Kreisen zu

erörtern, um die Verhandlungen dann am Dienstag, dem

19. August, fortzusetzen. Bei diesen Verhandlungen sind

die Arbeitgeber über ihre ursprünglichen Vorschläge in

keiner Weise hinr.üsgeq-angen. Von den 2094 Kündigungen,
die zusammen bei der AEG. und bei Siemens ausgesprochen
wurden, sollten etwa 1300 zurückgenommen werden, während

577 Angestellte zur Entlassung kommen sollten. Der Rest

sollte durch Zwangspensionierungen und Ueberführung
von Angestellten in das Arbeiterverhältr.is seine Erledigung
finden. Als Sicherungen gegen weitere Kündigungen
waren sie bereit, für die Dauer des Notabkommens Kün¬

digungen nicht auszusprechen, die bis zum 31. Dezember

1930 wirksam würden. Angestellte mit langfristigen Kün¬

digungsterminen, also solche, die unter das Kündigungs¬

schutzgesetz fallen, sollten aber auch während des Notab¬

kommens gekündigt werden können, wenn ihre Entlassung

nach dem 31. Dezember 1930 erfolge. Für die AEG. sollte

die Lokomotivfabrik Hennigsdorf, für den Siemens-Konzern

die Spandauer Werke von dieser Regelung ausgeschlossen

sein, weil für diese Fabriken besondere Umstünde maß¬

gebend wären. Hier müßten die Entlassungen in der ur¬

sprünglich erfolgten Höhe gültig ble:ben, auch könne

man hier keinerlei Garantien bezüglich weiterer Kündi¬

gungen übernehmen. Für dieses „Entgegenkommen" ver¬

langten die Arbeitgeber den Ausfall der Arbeitszeit an Sonn¬

abenden und eine Gehaltsverkürzung von generell 10 v. H.

aller Angestellten. 29 000 bei der AEG. und bei Siemens

Angestellte sollten also eine Gehaltseinbuße von 10 v. H.

auf sich nehmen, um 1300 Angestellte im Augenblick vor

der Entlassung zu bewahren, ohne Sicherheiten über die

weiteren Kündigungen insbesondere der älteren
_

Ange¬
stellten. In den Verhandlungen ist von den Arbeitgebern

kein Zweifel darüber gelassen worden, daß für den Fall, daß

während der Dauer des Notabkommens keine Verbesserung
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der wirtschaftlichen Lage eintreten sollte, im Januar des

nächsten Jahres naturgemäß weitere Entlassungen in er¬

heblichem Umfange ausgesprochen werden müßten.
_

Daß

es bei einer solchen Sachlage den Gerwerkschaften einfach

unmöglich war, auf diesen Vorschlag einzugehen, versteht

sich am Rande. Sie mußten darauf bestehen, daß zunächst

einmal die Kündigungen aller Angestellten zurückgenommen
würden und daß darüber hinaus ein eindeutiges Kündigungs¬
und Entlassungsverbot für die Dauer des Notabkommen3

festgelegt wurde. Die Verhandlungen sind dann als ergeb¬
nislos verlaufen abgebrochen worden.

Die grundsätzlichen tarifpolitischen und sonstigen gewerk¬
schaftlichen Bedenken, die gegen die Kurzarbeit der An¬

gestellten, verbunden mit Gehaltskürzung, „zur Rettung der

Wirtschaft" ins Feld geführt werden müssen, sollen an

dieser Stelle nicht ausführlich behandelt werden, zumal dies

schon in einzelnen Organen der AfA-Verbände geschehen
ist. Beantwortung verdient nur noch die Frage, welchen

Zweck sollten die neuerdings vom Reichsarbeitsministerium

eingeleiteten Verhandlungen eigentlich haben. Daß sie unter

denkbar ungünstigen Voraussetzungen eingeleitet und des¬

halb bezüglich ihres Erfolges als ziemlich hoffnungslos von

vornherein angesehen werden mußten, ist übereinstimmend

von Arbeitgebern und Arbeitnehmern festgestellt worden.

Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß es dem

Reichsarbeitsministerium darauf ankam, aus der erfreulich

energischen Haltung, die es anfänglich gegen die Arbeit¬

geber eingenommen hatte, herauszukommen, um die von

ihm selbst angedeuteten Konsequenzen den unsozial han¬

delnden Unternehmungen gegenüber nicht ziehen zu

müssen. Wenn es sich darum handeln sollte, den Nachweis

zu führen, daß das Zustandekommen eines Kurzarbeitszeit¬

abkommens an der „starren Haltung" der Gewerkschaften

gescheitert sei, und deshalb auch nicht mehr eindeutig von

unsozialem Verhalten, insbesondere der Grofiunterneh*

mungen gesprochen werden könnte, so möchten wir diesen

Versuch vorsorglich aber nachdrücklichst an dieser Stelle

zurückgewiesen haben. Der Reichsarbeitsminister ist durch¬

aus in der Lage, sich ein objektives Bild darüber zu ver¬

schaffen, ob die wirtschaftliche, vor allem aber die finan¬

zielle Lage des AEG.- und Siemens-Konzerns so schwer¬

wiegende Maßnahmen, wie es die Entlassungen von einigen
tausend Angestellten sind, rechtfertigt Die gescheiterten
Verhandlungen vermögen dieses Bild nicht zu trüben und

darum wird man gespannt sein dürfen auf die Entschei¬

dungen des Reichsarbeitsministers.

Nachschrift der Redaktion: Wie richtig1 die im

letzten Absatz ausgesprochene Vermutung des Kollegen
Günther ist, zeigt der neueste „Umfall" des Reichsarbeits¬

ministers Stegerwald. Die Berliner Metallindustriellen

wünschten eine Klarstellung darüber, ob der Reichsarbeits¬

minister ihnen am 30. Juli den Vorwurf unsozialen Ver¬

haltens habe machen wollen. Als Ergebnis der Besprechung
vom 26. August 1930 wird durch Wolff offiziell mitgeteilt:
„D er Minister verneinte die Frage und er¬

klärte, er habe den Beschaffungsressorts
mitgeteilt, daß seitens des R e i ch s a r be i * s-

ministeriums der Vergebung von Aufträgen
sin Firmen der Berliner Metallindustrie

nichts im Wege steh e." 11 So wird das „soziale"
Verhalten von Siemens und AEG. belohnt mit dem Hinweis,

gerade diese Firmen bei der Auftragsvergebung ja nicht zu

übersehen!

DR. JUDITH GRÜNFELD, BERLIN

Angestellte und Arbeiter im Kohlenbergbau
Die Verschiebungen in der Wärmewirtschaft und die Brenn¬

stoffersparnis, die durch die Fortschritte der Feuerungs¬
technik erzielt wurde, haben das Kohlenproblem der Nach¬

kriegszeit verschärft, da sie ein Sinken des Kohlenverbrauchs

bewirkt haben. In den Vorkriejäfsjahren war, umgekehrt,
eine ausgesprochen steigende Nachfrage auf dem Welt¬

kohlenmarkt und eine starke Ausdehnung des Kohlenberg¬
baues zu verzeichnen.

Die deutsche Kohlenproduktion war im Jahre 1928 um

17.3 v. H. höher (einschließlich der Braunkohle auf Stein¬

kohle umgerechnet) als im Jahre 1913 auf dem heutigen
Reichsgebiet. Bei der Steinkohle betrug die Zunahme gleich¬
zeitig 7,2 v. H, die Belegschaft im Ruhrrevier zählt aber im

Jahre 1928 370 043 Personen gegenüber 409 271 im Jahre

1913. Dieser Rückgang der Belegschaft ist durch die erheb¬

liche Steigerung des Förderanteils je Kopf und Schicht

gegenüber 1913 bedingt. Die Zunahme des Förderanteils

betrug bei den. Hauern im Ruhrbezirk im Jahre 1928 nicht

weniger als 36,3 v. H., und bei der Gesamtbelegschaft des

Ruhrbezirks 26,3 v. H. gegenüber 1913; in Westoberschlesien

betrug die Zunahme des Förderanteils bei den Hauern

24.4 v. H. und bei der Gesamtbelegschaft 18 v. H. gegenüber
1913').
Der Steinkohlenbergbau leidet ganz besonders unter dem

Mißverhältnis zwischen der gesteigerten Leistungsfähigkeit
und den verringerten Absatzmöglichkeiten. Die teilweise

Verdrängung der Steinkohle durch die Braunkohle kommt

in der Tatsache zum Ausdruck, daß der Steinkohlen¬

verbrauch in Deutschland im Jahre 1928 um etwa 4 v. H.

geringer war als im Jahre 1913, während der Braunkohlen¬

verbrauch gleichzeitig um rund 60 v. H. gestiegen ist.

Infolgedessen war die deutsche Braunkohlengewinnung im

Jahre 1928 um 90,6 v. H. und die Braunkohlenbrikettierung
um 86,8 v. H. höher als im Jahre 1913. Dieser Produktions¬

aufschwung hat auch eine Zunahme der Belegschaft bewirkt,
die im ostelbischen Braunkohlenrevier im Jahre 1928 um

31 v. H., im rheinischen um 32 v. H. und im mitteldeutschen

Braunkohlenrevier um 7 v. H. höher war als im Jahre 1913.

Da die Steinkohle mit zunehmenden Absatzschwierigkeiten
auf dem Inlands- und Weltmarkt zu ringen hat, bedeutet das
schnelle Tempo der Mechanisierung und die starke Zunahme
der Förderleistung bei eingeengtem Absatz für die Arbeiter
der Steinkohlenreviere eine besonders akute Gefahr

steigender Arbeitslosigkeit. Gleichzeitig bewirkt die Ratio¬

nalisierung auch im Kohlenbergbau eine Umschichtung im

') Vgl. „Die detiüe Koulejiwirlschaft". Herausgegeben vom

tnquete-Aussdiuß, Berlin 1929. S 66 f. und 841.

quantitativen Verhältnis der Angestellten und Arbeiter

zueinander.

Die Vernehmungen im Enquete-Ausschuß bei der Unter¬

suchung der deutschen Kohlenwirtschaft bieten auch hier¬

über interessanten Aufschluß. Der Sachverständige Kossahl

(Verband der Bergbauindustriearbeiter Deutschlands) gab
über die Zunahme der Angestellten im Kohlenbergbau Ober¬

schlesiens an:

„Die Steigerung der Angestelltenzahl seit 1913 ist zu

einem erheblichen Teile auf die vermehrte Technisierung der

Betriebe zurückzuführen, zum Teil auf vermehrte Arbeits¬

kontrolle, sogenannte Antreibersysteme. Auch die Ver¬

schärfung' der bergbaulichen Vorschriften erforderte mehr

Angestellte insofern, als versucht wird, die um mindestens

35 v. H. gestiegene Zahl der Unfälle einzudämmen; keine

Grube Oberschlesiens hat vierteljährlich unter 700 bis 800

Unfälle leichterer und schwererer Art.

In einzelnen Fällen sind Angestellte aus dem Arbeits¬

verhältnis entnommen. Durch Einführung der neuen Abbau¬

technik und Transportmittel wurde die Zahl der Angestellten
vermehrt, um die Leistungen buchmäßig zu erfassen. Die

Vermehrung der Angestellten ist schätzungsweise um

30 v. H. erfolgt. Die Fördermaschinisten befinden sich nach

wie vor im Arbeiterverhältnis im Gegensatz zum Ruhr¬

gebiet, wo sie im Angestelltenverhältnis sind."

Der Sachverständige aus Niederschlesien, Hoffmann, eben¬

falls Vertreter des Bergbauindustriearbeiterverbandes, führte

die verhältnismäßige Steigerung der Angestellten auf die

Erweiterung der Uebertageanlagen und auf die technische

Erneuerung im gesamten Maschinenbetrieb zurück. Er be¬

tonte u. a.: „Trotzdem ist m. E. der ganze Beamten- und

Angestelltenapparat im niederschlesischen Steinkohlen¬

bergbau stark übersetzt. 1927 ist ein Abbau erfolgt, der

aber nicht ausreicht, um größere Ersparnisse in der Ver¬

waltung zu erzielen. In den letzten Jahren sind untere An¬

gestellte in die Arbeitergruppe abgewandert. Eine Eigen¬
tümlichkeit in Niederschlesien waren die sogenannten Auf¬

seher. In jeder Abteilung war nur ein Sfeiger, die übrigan
Kräfte waren Aufseher. Jetzt verlegt man Reservest^'ger inl

die übrigen Schichten hinein, und die Aufseher werden über¬

flüssig'. Man hat sie deshalb teilweise in die Hauerklassa

zurückversetzt. Die relative Zunahme der technischen An¬

gestellten ist auf die Erweiterung des mechanischen

Apparates zurückzuführen."

Dieser Abwanderung unterer Angestellten in die Arbeiter¬

gruppe steht die entgegengesetzte Erscheinung gegenüber,
nämlich die Ueberführung von Arbeitern in das Angestellteiw
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Verhältnis. So gab der niederschlesische Sachverständige
Liebeneiner (Bergwerksdirektor) u. a. an:

„Wir haben jetzt 231 Beamte hinzubekommen, die früher

im Arbeitsverhältnis waren. Das macht mehr aus, als die

Beamtenzahl früher insgesamt betrug. Früher hatten wir

für mechanische Nebenarbeiten Hilfskräfte, junge Leute, die

aus dem Arbeiterstand stammten und aushilfsweise herein¬

genommen wurden, sie sind jetzt nach dem Tarif Beamte

geworden. Das hängt auch mit den Knappschaftsgesetzen
zusammen. Die Knappschaft paßt sehr auf, daß alles, was

Beamter werden kann, in die Beamtenklasse hineinkommt,
Mm die Unkosten zu decken, weil die Verwaltungsbeamten
am wenigsten krank und am spätesten invalide werden ..."

Diese Angaben zeigen, daß die Grenzen zwischen An¬

gestellten und Arbeitern gewissermaßen fließend geworden
sind.
Ueber die Umschichtung in Rheinland - Westfalen be¬

richtete Sachverständiger Jüngst (Verein für die bergbau¬
lichen Interessen, Essen):

„Die Beamtenzahl ist unverhältnismäßig stark gewachsen,
was vielfach zu Beanstandungen von Arbeitnehmerseite Ver¬

anlassung gegeben hat. Der Grund dieser starken Zunahme

ist zum größten Teil darin zu suchen, daß Arbeiter ins

Beamtenverhältnis überführt worden sind. Ferner hat die

Mechanisierung zu einer Vermehrung der Beamten geführt.
Die kaufmännischen Beamten haben ebenfalls stark zu¬

genommen, weil Lehrlinge und andere Leute, die bisher als

Arbeiter geführt wurden, ins Beamtenverhältnis überführt

worden sind und wegen des vermehrten Schreibwerks. Die

Beamtenzahl ist jetzt wieder zurückgegangen. Wenn man

die Zahl der aus Arbeitern gewordenen Personen der

Beamtenzahl von 1913 zuschlägt, so hat sich diese von

1913 15 358

auf 1927 16 333

erhöht. Es wurden nach dem gleichen Verfahren

1913 4 285

1927 7128

kaufmännische Beamte gezählt. Das sind ungefähr 70 v. H.

mehr."
Nach Angaben des Sachverständigen Martmöller (Ver¬

band der Bergbauindustriearbeiter) war bei einer Beleg¬
schaftsverminderung von 26000 bis 28 000 gegenüber 1913/
1914 im Ruhrrevier eine starke Vermehrung der Beamten

und Angestellten zu verzeichnen.

Die Sachverständigen von Unternehmerseite haben auch

hervorgehoben, dafi die Belastung der Unternehmungen mit

dem Steuerabzug vom Arbeitslohn, wie die Mehrarbeit für

die Sozialversicherung und andere ähnlich geartete Ein¬

flüsse die Zahl der Angestellten und damit die Gehalts¬

aufwendungen erhöht haben. Die Zahl der Angestellten in

den Rechnungsbüros soll infolgedessen um 30 bis 40 v. H.

höher sein als vor dem Kriege, wie der Sachverständige
Westermann vom Aachener Steinkohlensyndikat dem

Enquete-Ausschuß angab. In demselben Sinne äußerte sich

auch Generaldirektor Fickler, Harpener Bergbau A. G.,
Dortmund2).

Diese Vermehrung wird aber andererseits, wie ver¬

schiedene Sachverständige nachwiesen, durch die Konzen¬

trierung der Betriebe, die auch eine gewisse Anzahl von

Beamten überflüssig gemacht hat, aufgewogen.
Die Umschichtung gegenüber der Vorkriegszeit kommt

in folgenden Angaben über das zahlenmäßige Verhältnis
von Arbeitern und Angestellten zum Ausdruck; auf einen

Angestellten entfielen Arbeiter1):

Jahr Obersdilesien Nieclersdilesicn
Nieclerrlipin.-wi'sinilisdies

Cchii-t

1913 21,6 7,3 10,6
1927 14,2 5,8 7,8
Hierbei müssen allerdings die oben erwähnten Angaben

der Sachverständigen, daß Arbeitskräfte, die vormals im

Arbeitsverhältnis gestanden hatten, inzwischen in das An¬

gestelltenverhältnis übernommen worden sind, berück¬

sichtigt werden.

Wie der Kohlenbericht des Enquete-Ausschusses feststellt,
hat sich der Aufwand für Gehälter in der Nachkriegszeit
ungünstiger als der Lohnaufwand gestaltet. Eine laufende

Ermittlung des Gehaltsaufwandes in den einzelnen Revieren
in der Art der Feststellungen über den Lohnaufwand ist

nicht erfolgt. In den Ausweisen des Vereins für die berg¬
baulichen Interessen in Essen wird angenommen, daß der

Gehaltsaufwand 1913 8 v. H., seit 1926 10,5 v. H. der Lohn¬

summe der bergmännischen Belegschaft (einschließbch
Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung) betragen habe.

Für die Zunahme der technischen Angestellten ist neben

der fortschreitenden Mechanisierung auch das Bestreben,
den Betrieb möglichst rationell zu führen, aussei laggebend.
Diesen Sachverhalt schilderte ein Sachverständiger an¬

schaulich wie folgt: „Heute muß man so und so viele

Ingenieure haben, um alle Angelegenheiten des Betriebes

scharf verfolgen und untersuchen zu können, damit man

auf die letzten Ersparnismöglichkeiten kommt, wie das vor

dem Kriege nicht in diesem Maße notwendig war." Diese

Notwendigkeit ist durch die Verschärfung des Wettbewerbs

infolge der Absatzschwierigkeiten gegeben, wodurch die

Kohlenpreise auf dem Weltmarkt einem starken Druck aus¬

gesetzt sind.

Für die Zunahme der Büroangestellten kommt als Ursache

auch die Erweiterung der statistischen Arbeiten für die

Werke, die Interessenvertretungen und die Behörden in

Betracht. Ferner spielt dabei nech der Umstand mit, daß

der Zu- und Abgang- von Arbeitskräften in den Nachkriegs¬

jahren einen weniger gleichmäßigen Verlauf nahm als vor

dem Kriege. Der starke Wechsel in der Belegschaft brachte

auch Mehrarbeit für die Verwaltur.gsbeamten.
Manche Aeußerungen der Sachverständigen vct dem

Enquete-Ausschuß, die dahin gingen, daß man der verf ältnis-

mäßig starken Zunahme der Angestol'ten im Larfe der

Jahre durch einen gewissen Abbau werde entgegenwirken,
lassen die Umschichtung zugunsten der Angestelltenschaft
als nicht durchaus stabil erscheinen. Vor dem Abbau

infolge der Verschärfung der Wirtschaftskrise und der An¬

häufung der Kohlenvorräte sind die Angestellten gegen¬

wärtig wohl kaum mehr gesichert als die Arbeiter.

OSWALD ZIENAU, BERLIN

Die Neuorganisation der Sowjetindustrie
So ungünstig auch die allgemeine Wirtschaftslage des

Sowjetstaates, charakterisiert durch die ungewöhnlichen
Schwierigkeiten der Agrarwirtschaft, sein mag, so hat sich

doch nichts geändert in dem Bestreben und den dabei

teilweise geradezu erstaunlichen Leistungen der Industriali¬

sierung. Die „Generallinie" der Kommunistischen Partei

der UdSSR., die „konsequente Stärkung der sozialisierten

Wirtschaft", findet nach allen Kommentierungen nach wie

Vor ihren stärksten Ausdruck mit dem sogenannten

„Generalkurs auf die Industrialisierung".
Der erfolgreiche Aufbau der Sowjetregierung vollzog

sich unter systematischem Einsatz fortwährend herauf¬

gesetzter finanzieller Mittel bei peinlichster Anpassung der

Betriebsorganisationen an neuzeitliche oder entsprechend
den besonderen Erfordernissen konstruierte arbeitswissen¬

schaftliche Methoden, um den Produktionseffekt größt¬
möglich zu gestalten. Wenn trotzdem stets ein unbewältigter
Rest blieb, dann in dem Zusammenhang, daß dem be¬

deutenden Aufwand der verschiedentlichsten Mittel und

Kräfte das schließliche Ergebnis, entweder die produzierte
Menge oder die zu geringfügige Gestehungspreissenkung

*) ,.Die deutsdie Kohlcnwirtsdiaft", a. a. O., Vernehmungen,
1. 323—335.

oder ähnliches, nicht entsprach. Das auszusprechen ist

nicht kleinliches Kriterium, das den großen Gesamterfolg
neidet. Hierin liegt vielmehr nur die Erklärung, daß die

Sowjetindustrie in all den Aufbaujahren und bis in die

allerjüngste Zeit hinein, die man schon nicht mehr zur

Aufbauperiode rechnet, ständig verwaltungs- und arbeits¬

organisatorischen Umwandlungen und Veränderungen
unterworfen worden ist, die den Liebelständen oder zutnge-

getretenen Versagern abhelfen sollten.

Im Zusammenhang mit dem Fünfjahresplan, dei ja in

erster Linie eine exakte Voiausbestimmung des indu¬

striellen Entwicklungstempos darstellt, ist zuletzt das Pro¬

blem der industriellen Verwaltungs- und Produktionsorga¬
nisation aufgeiollt worden. Die grundlegende Regelung
verwaltungs- und produktionstechnischer Fragen der

Staatsindustrie ist vorgenommen worden mit der Einfüh¬

rung der Neuen Oekonomischen Politik und bis auf gering¬
fügige, durch die Pr*-/« dann bedingte Abänderungen
bis in diese Zeit hinein b «behalten worden. Oberster

Volkswirtschaftsrat und die Hauptkomitees der wichtigsten
Bundesindustrien (z. B. die Naphthaindustrie) sind danach

die höchsten planwirtschaftlich leitenden und regulierenden

») Ebenda S. 134.
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Organe der Staatsindustrie; wobei die Planwirtschaftlich¬

ökonomische Verwaltung beim Obersten Volkswirtschafts-

rat das verbindende Glied zwischen diesem, die Gesamtheit

der Staatsindustrie betreuenden Zentralorgan und den

Hauptkomitees der Einzelindustrien darstellt. Mit der Zeit

erst zu seiner eigentlichen Aufgabe entwickelt, ist der

Trust bisheriger Art selbständig und nach Rentabilitäts-

grundsfitzen mit Gewinn- und Verlustrechnung wirt¬

schaftender Produktionsorganismus. Die Syndikate aber,

unabhängig gegenüber dem Trust und freizügig in ihrem

Gescaäftsgeb'ahren gegenüber dem Hauptkomitee, waren

ausschließlich Organe der Rohsiofi'belieferung" und Absatz-

organisierung. Im Wesen ihrer Aufgaben lag" es, wenn

die Syndikate mehr und mehr zu den die Produktions-

truste beherrschenden Organen wurden und überhaupt in

den Planwirtschafts- und Verv.-altungsangelegcnheiten der

Staatsindustrie zu ausschlaggebender Bedeutung gelangen
konnten. Die Einzelbetriebe, die den Trusts zugehörten,
wurden erst in den allerletzten Jahren produktionsorgani»
satorirch und -technisch selbständiger und dann auf das

Prinzip der eigenen Wirtschaftsrechnung umgestellt. Ihre

Selbständigkeit und Selbstverantwortung weiterhin zu stei¬

gern, war das Bemühen leitender Sowjetwirtschaftler.

Die schnelle Entwicklung der Sowjetindustrie und die

dadurch bedingten verwaltungs- und produktionstechnischen
Verschiebungen haben nur zu bald diesen organisatorischen
Aufbau der Staatsindustrie durcheinandergebracht. Kom¬

petenzschwierigkeiten und -Streitigkeiten der Industrie¬

organe waren nn der Tagesordnung und ließen es schließ¬

lich dahin kommen, daß die Produktion von den unge¬

lösten Verwaltungsfragen behindert wurde. Eine Neu¬

organisation der Industrieverwaltung wurde einfach ge¬

bieterisch. Das Volkskommissariat der Arbeiter- und

Bauerninspektion und der Oberste Volkswirtschaftsrat wur¬

den mit der Durcharbeitung des Problems betraut. Nach

eingehenden Vorarbeiten, zu denen auch eine Studienreise

von Delegierten des Volkskommissariats durch die deutsche

Großindustrie gehörte, legte das Kollegiumsmitglied Holz-

mann, bekannt auch durch seine Bemühungen um die

bessere Auswertung der Arbeitsleistungen der auslän¬

dischen Fachleute, grundlegende Thesen zur Sache vor.

Der Gewohnheit entsprechend, wurden diese Thesen zur

öffentlichen Diskussion gestellt: die führende Wirischafts-

presse der Sowjetunion widmete den Vorschlägen ein¬

gehende Artikel, die Wirtschaftskörperschaften des Sowjet¬
staates und Fabrikbelegschaften wetteiferten in sach¬

gemäßen Beratungen und örtliche Sonderkommissionen in

Moskau, Leningrad und Charkow fällten Spezialurteile.
Die Ergebnisse dieser Prüfungen und Beratungen faßte eine

Kommission des Obersten Volkswirtschaftsrates zusammen,

die nun ihrerseits teils abändernde, teils ergänzende Vor¬

schläge zu den Holzmannschen Thesen machte. In ab¬

schließender Beratung des nun vorhandenen Materials

stellten dann das Volkskommissariat der Arbeiter- und

Bauerninspektion und der Oberste Volkswirtschaftsrat den

endgültigen Entwurf für die Reorganisation der Industrie-

Verwaltung- g-emeinsam fertig.

Die Periode des wirtschaftlichen Wiederaufbaus ist ab¬

gelost worden von der sogenannten „Rekonstruktions¬
periode". Was man unter Rekonstruktionsperiode ver¬

standen haben will, läßt das folgende Zitat am besten er¬

kennen: „Es handelt sich bei der Rekonstruktionsperiode
um eine neue Phase der Wirtschaftsentwicklung der UdSSR.

Eine völlig falsche Vorstellung vom Wesen der Rekon¬

struktionsperiode würde aber entstehen, wenn man die

gegenwärtige Wendung als eine prinzipielle Wendung, als

einen Bruch mit der vorhergehenden Phase der NOep.
deuten wollte. Mit dem Abschluß des Wiederaufbaus ist

auch die Periode der Kräftesnmmlung abgeschlossen, und

mit diesen gesammelten Kräften ist die Stoßkraft gegeben,
die ausreicht, nicht nur in einem weltgeschichtlich uner¬

hörten Tempo das Agrarindustrieland in ein Industrie-

ngrarland umzuwandeln, sondern auch diese Umwandlung
unter Auslösung von ganz neuen Massenenergien und

unter ganz neuen gesellschaftlichen Formen (sozialistischer
Wettstreit, Stoßtruppen, ununterbrochenes Betriebsjahr
usw.) durchzufühi en" Wir werden bald sehen, daß es

diese Prinzipien der Rekonstruktionsperiode sind, die sich

bei der Neuorganisation der Industrieverwaltung durch¬

gesetzt haben. Daß auch diese Neuorganisation wie schon

alle vorhergegangenen Umwandlungen, aber jetzt nur sehr

verschärft, kaufmännische Selbständigkeit und personelle
Verantwortlichkeit bei gleichzeitiger Zurückdrängung der

Belegschaftsinteressenvertretung und allgemeinen Arbeiter¬

rechte in der Slaatsindustrie in gesteigertem Maße zur

Geltung bringt, wird ebenfalls eindeutig erkennbar werden.

Der weiteren Forcierung der Industrialisierung soll also

die vereinfachte, die Kompetenzen beschränkende und

scharf abgrenzende Neuorganisation der Industrieverwal¬

tung vor allem den Weg bereiten Das bisherige, schon

unentwirrbar gewordene Durch- und sogar Gegeneinander
der Instanzen oder Kompetenzüberschreitungen, die durch¬

aus nicht immer eigenmächtige Anmaßungen darstellten,

kann zukünftig als ausgeschlossen gelten, wird nicht dos

Schema und der gerade Sinn der Neuordnung durch Ab¬

änderungen oder Zusätze verfälscht. Was dem Obersten

Volkswirtschaftsrat als leitende Behörde bisher gefehlt hat.

nämlich die Konzentration auf die Aufgabe, höchstes lei¬

tendes Wirtschaftsorgan zu sein, ist nun geschaffen worden:

unter gleichzeitigem Abbau der Hauptkomitees und einer

Reihe anderer Nebeninstitutionen beschränkt sich nun der

Oberste Volkswirtschaftsrat nur noch auf die allgemeine

Leitung der Industrie. Auch der Trust als zusammen¬

fassende Produktionsorgnnisation von Betrieben gleicher
oder vertikaler Art verliert seine Bedeutung. Soweit Truste

überhaupt noch bestehen bleiben, beschränken sie sich bei

Aufrechterhaltung des Rentabilitätsgrundsatzes_auf die for¬

male Leitung der von ihnen zusammengefaßten Betriebe.

Demgegenüber hat außerordentliche Bedeutung gewonnen

der verwaltungstechnisch bisher so vernachlässigte und

nebensächlich behandelte Einzelbetrieb. Ausgestattet mit

weitgehenden und in allen Produktions- und Verwaltungs¬

angelegenheiten souveränen Vollmachten, und absolut auf

das Prinzip Eigenrentabilität umgestellt, ist der Einzel¬

betrieb ein unabhängiger Wirtschaftsorganismus geworden.
Die Unabhängigkeit und die hervorragende Stellung- des

Einzelbetriebes kommt, wie alle Beschreibungen und Kom¬

mentierungen der Neuordnung betonen, besonders dadurch

zum Ausdruck, daß der Einzelbetrieb unmittelbar der „Ver¬

einigung" zugehören kann. Die „Vereinigung" aber ist

eine völlige Neubildung in dieser Industrieorganisa tiön.

Eine produktions- und verwaltungstechnische Einheit um¬

fassen die „Vereinigungen" der früher dem Obersten

Volkswirtschaftsrat der UdSSR, direkt unterstellten Unions¬

industrien. Sie sind von der Rohstoffbeschaffung bis zur

Absatzotganisation selbständig und nach Rentabilitats-

grundsätzen wirtschaftende Organismen mit unabhängiger

Selbstverwaltung. Trust und Syndikat und auch der

Einzelbetrieb eines Produktionszweiges bilden die „Ver¬

einigung", die wahrhafte Mammutgebilde sind. Bis jetzt

sind auf Grund einer Verordnung des Obersten Volks»

wirtschaftsrates Vereinigungen für die Naphthaindustrie,
den Kohlenbergbau, die chemische Industrie, Vereinigungen
der Schiffswerften, der Eisen- und Stahlhüttenindustrie, der

Maschinen- und Metallbearbeitungsfabriken, der Automobil-

und Traktorenfabriken, der Landmaschinenindustrie, der

Torfindustrie und für den Bau neuer Eisen- und^ Stahl¬

werke gebildet worden. Von diesen „Vereinigungen" dürfte

die mächtigste wohl die der Naphthaindustrie sein, die von

G. Lomow, der schon früher an der Spitze des Naphtha-

syndikats stand, geleitet wird. An dem Beispiel der Ver¬

einigung der Naphthaindustrie der UdSSR., deren Pro¬

duktions- und Exportprogramm in den letzten Jahren

kolossalen Aufstieg- genommen hat und nach Ausfüh¬

rungen Lomows auch weiterhin nehmen soll, kann die. un¬

geheure Wirtschaftsbedeutung dieser industrieorganisato¬
rischen Neuordnung am besten erkannt werden.

Schon vor dieser Neuorganisation der Staatsindustrie

hat das Zentralkomitee der KPdSU, eine Verordnung über

„Maßnahmen zur Verbesserung der Produktionsregelung
und Einführung einer einheitlichen Befehlsgewalt" heraus¬

gebracht. Auf die Einführung einer einheitlichen Befehlsgcwalt
ist das Hauptgewicht der Verordnung zu legen, die der tech¬

nischen Betriebsleitung eine autoritative Stellung und damit

aber auch die volle persönliche Verantwortlichkeit für die

Einhaltung der Produktionsvorschriften zuweist. Eine

weitere Parteiverordnung zur Neuorganisation der Industrie

arbeitet die einheitliche Befehlsgewalt der technischen Be»

triebsleitung, kaufmännisches Gebaren und Rechnungsfüh¬

rung und die Nichteinmischung der Partei- undGewerkschafts¬

organe in Produktionsangelegenheiten noch weit schärfer

heraus. Wie sehr gegenüber diesem Abbau der Arbeiterrechte

im Betriebe die Verordnung bemüht ist, die Arbeitsleistung zu

steigern, geht aus der Äufgabenzuweisung an die „Stoß¬

brigaden" und der Betonung der Bedeutung des „sozialisti¬
schen Wettstreites" wie auch der Prämienzuweisung an

einzelne hervor. Mit den Stoßbrigaden als aneifernde Kräfte

an der Produktionsfront und der allgemeinen Aktivisierung

der Betriebsversammlungen im Sinne der Rationalisierung
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der Produktion glaubt man, den bisherigen Arbeitsschlen¬

drian ausrotten zu können. Prämienzuweisungen für be¬

sondere Einsparungslerstungen oder erarbeitete Produktions¬

kostensenkungen und sozialistische Wettstreite der Werks»

•belegschaften der Vereinigungen sollen dann Produktions»

diszipün und Arbeitseifer erringen helfen und damit die

vielen ungelösten Probleme der Industrieproduktion des

Sowjetstaates, die insbesondere als zu teures Industrioerzeug¬
nis die allgemeine Volkswirtschaft bedrücken, der sehnlichst

erhofften Lösung nahebringen.
Nach den allerjüngsten Produktionsmeldungen der

Staatsindustrie, scheinen sich all diese Neuorganisationen
noch nicht produktionspraktisch ausgewirkt zu haben: die

Monate Januar und Februar verzeichneten Produktions¬

rückgänge, wenn auch prozentual geringe, womit die Auf¬

wärtsbewegung des Jahresschlusses 1929 zum Stillstand ge¬

kommen ist. Wo aber im einzelnen der Produktionsplan
erreicht oder gar überschritten worden ist, stellt sich heraus,
daß die Arbeitsleistungen auf Kosten der Qualität gegangen

sind. Klagen die Betriebsleiter noch immer über mangelnde
Arbeitsdisziplin, so v/eisen Handel und Konsumenten ein¬

dringlich auf die schlechtere Beschaffenheit der Industrie¬

waren hin. Hierin sollen nun die öffentlichen Kritiken in

der Tagespresse abhelfen, die ihre feststehenden Spalten
haben. Aber alle diese Mangelhaftigkeiten und die vielen

Unvollkommenheiten in diesem Riesengetriebe. der Sowjet-
industrie halten nicht auf auf dem Wege der Industriali¬

sierung: Plakate und graphische Darstellungen allerorts

zeigen neuzuerrichtende Industriewerke und Anlagen für

alle nur denkbaren Produktionszweige und industriellwirt¬

schaftlichen Entwickiungsperspektiven epochalen Ausmaßes'.

Die Ziffern des Fünfjahresplanes werden für die Industrie als

bereits überholt gekennzeichnet und sollen so die indu¬

striellen Planvorschriften nur noch für einen Vierjahresphrn
Geltung haben. Haben die industriellen KapitalInvestierungen
in den Jahren 1923/24 bis 1927/28 die Summe von 20,5 Mil¬

liarden Rubel erreicht, so sollen 04,6 Milliarden Rubel in

den Jahren 192S/29 bis 1932/33 den Beginn der Rekonstruk¬

tionsperiode der Industrieproduktion kennzeichnen. Ueber

alle Hemmungen im Kleinen schreitet der Industrinli-

sierungswille der Sowjetgewaltigen einfach hinweg: sie

werden als unbedeutend erachtet gegenüber dem einzigen
Ziele, aus rauchenden Schloten einmal Wohlstand und Zu¬

friedenheit der Yolksmassen aufsteigen lassen zu können!

E, LUSTIS, BERL/N

Kann die Ärbeiisiosigkeit durch
gemeine Arbeitszeitverkürzung beseitigt werden?

Wir verötl'entliditen in der Nr. 6 der ..AEA-BundeS-

/A'ituiifr
'

einen Diskussionsaitikel von Sdiellhantme.r,
der das Problem der Arbeitslosigkeit und ihre Beseili-

jrung behandelt. Nadistehend bringen wir zwei weitere

uns zur Yertiiguiifr gestellte Artikel ?n dieser Frage.
Die Redaktion.

Diese von Schellhammer behandelte Frage kann ein-

hehlich nicht beantwortet werden. Es kommt darauf an,

Welche Ursachen einer vorhandenen Massenarbeitslosigkeit
Zugrunde liegen. Ob man der derzeitigen Massenarbeitslosig¬
keit durch Arbeitszeitverkürzung- nur in Deutschland bei-

ikommen kann, ist mindestens in Zweifel zu ziehen.

Denkbar ist eine Arbeitslosigkeit, die ihre Ursache in

der Verbesserung des Produktionsapparates hat. Wenn in

einem späteren Zeitpunkt mit diesem verbesserten Pro-

duktionsapparat und den vorhandenen Arbeitskräften eine

Gütermenge erzeugt würde, die den tatsächlichen Bedarf

übersteigt, so müßte man notgedrungen auch beim besten

und .gerechtesten Verteilungssystem die Produktion ein¬

schränken; denn es hätte keinen Sinn, den Menschen, die

alles haben, was notwendig und angenehm ist, noch weitere

Güter aufzudrängen, selbst wenn sie sie kaufen könnten oder

Wenn man in der Lage wäre, sie ihnen zu schenken. — In

diesem Falle würde man allerdings gut tun, nicht einen

Teil der Arbeitenden aus dem Produktionsapparat auszu¬

schalten, sondern die Arbeitszeit für alle zu verkürzen.

Eine andere Frage ist es, ob man dann die tägliche oder

wöchentliche Arbeitszeit verkürzen soll. Das erscheint nicht

unbedenklich. In erster Linie ist zu berücksichtigen, daß

mit fortschreitender Rationalisierung der tote Produktions¬

apparat, also Maschinen, Gebäude usw. immer teurer wer¬

den. Sie müssen also, wenn der Betrieb rationell sein

soll, möglichst intensiv ausgenutzt werden. Dasselbe trifft

zu auf die Rohstoffe. Je länger die Rohstoffe in der Be¬

arbeitung liegen, um so teurer werden sie. Rascher Umsatz

Ist eines der Elemente rationeller Wirtschaft.

Aber auch vom Standpunkt des Arbeiters aus kann eine

sehr kurze tägliche Arbeitszeit unrationell werden. Er hat

den Weg zwischen Wohnung und Arbeitsstätte auch bei

kürzester Arbeitszeit zurückzulegen. Der dazu notwendige
Zeitaufwand beträgt vielfach mehrere Stunden. Bei einer

Verkürzung der Arbeitszeit, die nicht aus gesundheitlichen
oder kulturellen Gründen erforderlich ist, wird auch vom

Standpunkt des Arbeiters aus dieser Leerlauf unnötig ver¬

größert.
Vermieden würde eine Steigerung dieses Leerlaufes,

wenn man nicht die tägliche Arbeitszeit, sondern
die wöchentliche Arbeitszeit so ver kürzt, daß an¬

statt sechs nur fünf Tage in der Woche gearbeitet wird.

Damit werden aber die in kontinuierlichen Betrieben tätigen
Arbeiter nicht ohne weiteres erfaßt, wobei berücksichtigt
Werden muß, daß durch die fortschreitende Rationalisierung
möglicherweise der kontinuierliche Betrieb auf immer neue

Branchen ausgedehnt wird.

: Wenn man davon überzeugt ist, daß einer vorhandenen

Massenarbeitslosigkeit durch Arbeitszeitverkürzung- ge¬

steuert werden kann, so ei scheint es zweckmüßig, die

Arbeitszeitverkürzung auf größere Einheiten als den Tag
oder die Woche zu beziehen. Man kann die Arbeitszeit des

Monats oder noch besser des Jahres verkürzen. Würde

man z. B. ermittelt haben, daß ohne Gefährdung der

Bedarfsdeckung 12 v. H. der zur Verfügung- stehenden

Arbeitsstunden entbehrt werden können, so könnte man

vereinbaren oder verfügen, daß der einzelne Arbeiter im

Jahre nicht mehr 300 Tage arbeitet, sondern nur -noch

264 Tage. Es würde also jeder Arbeiter jährlich im Mittel

36 Tage beurlaubt werden.

Wahrend dieses Urlaubs müßte er natürlich ein Ein¬

kommen haben. Ideal wäre, daß er während dieser Zeit

seinen vollen Lohn erhält. Ist das bei Einführung einer der¬

artigen Regelung nicht sofort möglich, so müßte das Ein¬

kommen während dieser Zeit mindestens das Existenz¬

minimum erreichen.

Der zeitweilig aus dem Produktionsupparat Ausgeschie¬
dene würde also nicht als erwerbslos, sondern als beurlaubt

gelten. Selbst wenn er während der Urlaubszeit kein

höheres Einkommen hätte als zurzeit der Erwerbslose aus

der Erwerbslosenversicherung, so würde das dem gegen¬

wärtigen Zustande gegenüber immerhin eine Verbesserung¬

bedeuten, denn die Beurlaubung trifft ihn nicht unvermutet,

er weiß auch von vornherein, wann er wieder in Arbeit

kommt und verliert die Fühlung mit seinem Werke nicht.

Die Auszahlung des Urlaubsgeldes ist wesentlich einfacher

und billiger als die Auszahlung der Erwerbslosenunter-

stützung, ein großer Teil des kostspieligen Kontroll- und

Stellenvermittlungsapparates könnte abgebaut werden. Die

Urlaubszeit wäre für den Arbeiter eine Zeit der Erholung

und Kräftigung-, während die Zeit der Arbeitslosigkeit jetzt,

von der materiellen Not abgesehen, erfüllt ist von der Sorge

um die Zukunft.

Die Lohnfrage mit einer derartigen Korrektur des Aibeits-

marktes durch Arbeitszeitverkürzung zu verquicken, er¬

scheint unzweckmäßig. Es ist natürlich die vornehmste

Aufgabe der Gewerkschaften, den Arbeitnehmern einen

immer größeren Anteil am Produktionsertrag zu erkämpfen.
Die Frage der Verteilung des Produktionsertrng-es ist aber

für eine gesetzliche Regelung ungeeignet. Eine Arbeits¬

zeitverkürzung-, insbesondere in der hier angedeuteten Form

bedarf aber der gesetzlichen, möglichst sogar der inter¬

nationalen Regelung. Die Frage der Lohnhöhe aber wird

innerhalb gegebener wirtschaftlicher Möglichkeiten eine

Machtfrage bleiben. Man wird bei Aufstellung von Lohn¬

forderungen, auch wenn sie auf die Arbeitsstunde abgestellt
sind, das Einkommen größerer Zeitabschnitte berücksich¬

tigen müssen, insbesondere dann, wenn eine größere
Existenzsicherheit gegeben ist.

Eine Arbeitszeitverkürzung nach dem hier angedeuteten

System würde für die Arbeitslosenversicherung eine Ent-
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lastung um 70 bis 90 v. H. bedeuten, insbesondere dann,

wenn die Urlaubsdauer im ganzen oder industrieweise

innerhalb gewisser Grenzen elastisch wäre.

Man kann den hier entwickelten Gedanken natürlich ent¬

gegenhalten, daß bei der gegenwärtigen und in der nächsten

Zeit vorauszusehenden politischen Konstellation ein solcher

Plan undurchführbar sei, aber auch der von Schell-

h a m m e r dargelegte Plan dürfte bei den Unternehmern

und den gesetzgebenden Körperschaften in ihrer heutigen

Zusammensetzung kaum Begeisterung auslösen. Solche Er-

WILHELM FRIEDEL, BERLIN

Verlorene Werte
Eine Berliner Firma beginnt ihre Werbeprospekte wie

folgt:
„Das Ziel eines jeden Unternehmens, der Endzweck jeder

geschäftlichen Tätigkeit ist Gewinne zu erzielen , . ."

Mit kurzen Worten wird hier klar und deutlich gesagt,

Inhalt und Zweck jeder geschäftlichen Tätig'keit im Zeitalter

des Kapitalismus ist: Gewinne zu erzielen. Unerheblich

bleibt dabei vorerst, ob das, was produziert wird, in Ein¬

klang zu bringen ist mit den Bedürfnissen des Marktes und

dei Kaufkraft der Konsumenten. So lange bleiben diese

Faktoren unberücksichtigt, bis die Zeichen einer beginnenden
Krise die Unternehmer zwingen, abzustoppen. Dann zeigen

unsere „Wirtschaftsführer", wie sie die krisenhaften Erschei¬

nungen zu bekämpfen gedenken. Wer nun glaubt, daß das

einzig Richtige von dieser Seite unternommen würde,

nämlich eine Stärkung der Kaufkraft herbeizuführen, be¬

findet sich im Irrtum. Das heutige Unternehmertum glaubt,
die wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu überwinden durch

Entlassung von Arbeitskräften, Reduzierung der Löhne und

Gehälter, Betriebseinschränkungen und Stillegungen. Man

gibt sich also die redlichste Mühe, den Markt noch weiter

zu schwächen. Oder man geht soweit, Konsumgüter, für

die der'erhoffte Absatz, oder sagen wir lieber Gewinn, nicht

mehr vorhanden war, einfach zu vernichten. Erinnert sei

hier nur an die Vernichtung von Getreide und Kaffee in den

Ueberseeländern. In diesen Bestrebungen wird das Unter¬

nehmertum tatkräftig unterstützt von der jetzigen Reichs¬

regierung, die den außerordentlich gespannten Etat durch

eine weitere Belastung der großen Massen regulieren will,

was im Endziel wiederum eine Verschlechterung der Kauf¬

kraft bewirken muß.

Es soll nicht der Zweck dieser Zeilen sein, tiefsinnig'e

wirtschaftspolitische Betrachtungen über das Warum und

Wie der immer wiederkehrenden Krisenzustande der Wirt¬

schalt anzustellen, sondern darzutun, welche ungeheuren
Verluste der gesamten Volkswirtschaft durch diese starken

Depressionen entstehen, ganz abgesehen von der Unter¬

grabung" der Existenzgrundlage hunderttausender Familien,

von den seelischen Verheerungen, die als Folgeerscheinung
langwährender Arbeitslosigkeit eintreten und nicht selten

ihren krassesten Ausdruck im Freitod der verzweifeltsten

dieser Menschen finden. Die Bekämpfung der Arbeits¬

losigkeit dürfte deshalb, abgesehen vom wirtschaftspoliti-
schen Standpunkte, schon aus rein menschlichen Gesichts¬

punkten heraus zu den vordringlichsten Aufgaben aller an

der Wirtschaft interessierten Kreise gehören. Dabei muß

man sich darüber klar sein, dsfi die kapitalistische Wirt¬

schaft, deren Begleiterscheinung die Arbeitslosigkeit ist,

niemals in der Lage sein wird, diese Zustände restlos zu

meistei n. Hier und da wird man versuchen auszugleichen,
grundsätzlich das Problem zu lösen wird dem Kapitalismus
schwerlich gelingen.

Betrachtet man die heutige Wirtschaftslage, so sind es

insbesondere drei Faktoren, die schlaglichtartig die Situation

1 eleuchten: Auf der einen Seite eine auf höchste Kapazität

wägungen dürfen die Gewerkschaften bei Aufstellung
grundsätzlicher Forderungen nicht beeinflussen. — Auch

bei Aufstellung der Achtstundentagforderung war man sich

des Widerstandes durchaus bewußt. Es ist der Zweck

dieser Zeilen, neue Gedanken in die Diskussion über all¬

gemeine Arbeitszeitverkürzung zu werfen, wobei zunächst

unerörtert bleiben soll, ob der derzeitigen Massenarbeits¬

losigkeit durch eine allgemeine oder gar auf ein Land

beschränkte Arbeitszeitverkürzung überhaupt bei¬

zukommen ist.

gestellte Wirtschaft, auf der anderen Seite ein Warenhunger
der großen Massen, der wirtschaftlich Schwachen, verstärkt

durch ein Millionenheer Erwerbsloser. Diese drei Größen

einander anzugleichen ist eine schwierige Aufgabe, die

empfindlich an die Grundlagen des Kapitalismus rührt.

Im nachfolgenden soll versucht werden, nachzuweisen,

welche enormen Verluste das Versagen der heutigen Wirt¬

schaftsführung, infolge planloser, nur auf Profit eingestellter
Produktionsweise für die Volkswirtschaft bedeutet.

Wir haben gegenwärtig alles in allem etwa 3 Millionen

Arbeitslose, das sind bei etwa 22 Millionen erwerbsfähigen
Arbeitern und Angestellten rund 14 v. H. Diese 14 v. H.

Erwerbslose fallen mit ihrer geringen Konsumfähigkeit bei

Beurteilung der Marktlage nicht unbedeutend ins Gewicht.

Rechnen wir beispielsweise mit einer durchschnittlichen

Arbeitslosigkeit von etwa 2A Millionen für dieses Jahr, so.

gibt das schätzungsweise einen Lohnausfall von etwa 5 bis

6 Milliarden. Der Wert der dadurch nicht geschaffenen
Produktionsgüter dürfte mit 12 bis 15 Milliarden nicht zu

hoch beziffert sein. Hinzu rechnen müßte man noch 'die

Unterstützung für 254 Millionen Erwerbslose mit etwa.

2,1 Milliarden im Jahre. Zusammen also ein Verlust von

maximal rund 17 Milliarden jährlich für die Volkswirtschaft.

Um das richtige Verständnis für diese Summe zu gewinnen,
braucht man sich nur zu vergegenwärtigen, daß der ge¬

samte Absatz an Konsumgütern 1928 etwa 61,5 Milliarden

betragen hat. Der Ausfall entspricht also ohne Berück¬

sichtigung- der Unterstützung für die Erwerbslosen V\ des

Gesamtumsatzes an Gütern. Weiter könnte man von dieser

Summe von 17 Milliarden annähernd die gesamten Reichs¬

einnahmen für 2 Jahre bestreiten. Das Rechnungsjahr 1929/30

schloß mit einer Gesamteinnahme an Steuern, Zöllen und

Abgaben mit rund 9 Milliarden ab.

Bringen wir Vorstehendes auf eine Formel, so ist festzu¬

stellen, daß uns die Krise Vi des gesamten Warenumsatzes

pro Jahr kostet. Man mag nun herumdoktern soviel man

will, um das Kernstück, die Stärkung der Inlandskaufkraft

durch bessere Bemessung des Lohnanteils am Produkt und

dafür Senkung der Generalunkosten, die trotz Rationali¬

sierung noch eine beträchtliche Höhe aufweisen, da in ihnen

ein Teil verschleierter Gewinne zu suchen ist, kommt die

Wirtschaft nicht herum. Gesteigerte Produktion bedingt
bei Nichterschließung neuer Absatzmärkte, daß die alten

aufnahmefähiger, d. h. kaufkräftiger gemacht werden.

Zusammenfassend darf gesagt werden, daß die kapita¬
listische Wirtschaftsordnung im jetzigen Stadium der Höchst¬

produktion ihre Produktionsweise der Kaufkraft und der

Bedürfnisfrage anpassen muß. Ob überhaupt und wie weit

sie dazu in der Lage ist, muß, wie gesagt, stark bezweifelt

werden. Wir glauben nicht, daß es ihr endgültig gelingt.
Eine höhere, bessere Wirtschaftsordnung wird sie ersetzen

müssen, eine Wirtschaftsordnung', die planmäßig die Be¬

dürfnisse der Menschheit berücksichtigt und befriedigt und

es jedem ermöglicht, Arbeit zu finden und so zu leben, wie

dies jetzt nur einer kleinen Schicht möglich ist.

1. Halbjahr 1930

I. Industrie u. Handel:En";tW"si,"''l,'am,-eWe'ldesS1°n'
. , r .. . , , Jan. Febr. März April Mai Juni

r) kaufmannrsche An-

ges.eilte (ZdA.) ... 4,8 5,0 5,5 5,7 6,0 6,5

b) technische Angestellte
(Butab) 7,5 8,1 8,6 9,4 10,1 9,6

c) Werkmeister 2,5 2,5 2,5 3,3 3,3 3,2

d) Poliere u. Schachtmeister
im Baugewerbe . . . 18,6 21,4 23,2 22,2 17,4 16,8

142

Erwerbslos in v. IT. am Letzten des Mon'

Jan. Febr. März April Mai Juni

e) Werkmeister der Schuh¬
industrie 9,1 9,0 9,0 9,7 9,7 9,8

II. Behörden (einschl. An¬

stalten der Sozialversich.):

a) Büroangestellte (ZdA.) . 3,5 3,2 3,5 3,9 4,1 4,4

b) technische Angestellte
(Butab) .,.,,,-. 4,7 5,5 6,1 8,5 9,6 9,5



Index der Erwerbslosigkeit im 1. Halbjahr 1930
In d ex z i f f e rn

I. Industrie und Handel: Januar Februar

a) kaufmännische Angestellte (ZdA.) 121,9 128,3
b) technische Angestellte 140,4 153,7
c) Poliere, Schachtmeister im Baugewerbe . . ... 162,8 188,0
d) Werkmeister der Schuhindustrie . 151,0 147,8

Gewogener Durchschnitt 133,7 144,6

II. Behörden (einschl. der Sozialversicherung):
a) Büroangestellte (ZdA.). . 111,2 103,2
b) technische Angestellte 283,2 330,0

Durchschnitt 125,3 122,0

(Berechnungsbasis 1927/29=100)
März April Mai Juni

140,4 150,3 159,1 172,1
160,4 180,4 193,5 19^,0
203,0 190,2 149,0 143,3
147,9 158,9 15 >,9 158,8

155,5

110,5
365,0

164,4

130,2
521,0

1(50,1

136,1
528,5

174,0

144,5
577,0

131,6 162,6 173,2 180,2

Hemmungen im Enternätionalen Arbeitsamt
Der Bericht des Direktors Thomas im In¬

ternationalen Arbeitsamt ist diesmal zugleich
ein Festbericht: Der zwischenstaatliche Arbeitsverband des

Völkerbundes kann auf eine zehnjährige Tätigkeit zurück¬
blicken. Er umfaßt 55 Staaten. Darunter sind alle wirt¬

schaftlich wichtigeren — allerdings mit 2 bedauerlichen
Ausnahmen: die Vereinigten Staaten von Amerika und Ruß¬
land. Leider ist noch immer nicht abzusehen, wann diese
Staaten dem Verbände beitreten werden.

Innerhalb des Verbandes haben sich dieBeziehungen
zwischen den Mitgliedstaaten weiter entwickelt. Immer mehr

Fragen werden erörtert. Daher, so heißt es in dem Bericht,
bleibt es für uns ständig eine Pflicht, darüber zu wachen,
dafi unser Verband allen neuen Notwendigkeiten des Tages
ordnungsgemäß folgt, ohne sich in Förmlichkeiten zu er¬

schöpfen. Vorausgesetzt ist jedoch, daß der Verband m i t

den erforderlichen Hilfsmitteln ausgerüstet
Ist. Daran schließt sich der Stoßseufzer: Das Kennzeichen
des letzten Jahres war es, „daß wir besorgt sein mußten,
durch eine allzu enge Bemessung unseres Haus¬
haltes in der Erfüllung unserer Aufgabe behindert zu

werden".

Ja, der Mangel an Mitteln ist eine nur zu oft
wiederkehrende Klage. Wie in früheren Jahren müssen wir

wiederum hierauf eingehen. Es ist geradezu unerträglich
und, je länger um so verbitternder, daß alle Staaten
zusammen sich nicht zur Bewilligung reichlicher
Mittel für die Verbesserung der Arbeitsverhältnisse durch

den zwischenstaatlichen Arbeitsverband aufschwingen kön¬
nen. Und das zu derselben Zeit, wo jeder einzelne
Staat fast unbegrenzte Mittel für die Kriegsrüstungen
aufwendet.
Im vorigen Jahre mußten wir uns in derBundeszeitung bei der

Besprechung dei damaligen Berichtes gegen den Gedanken

wenden, die Vertretungen des Internationalen
Arbeitsamtes könnten in den großen Industriestaaten —

aus Sparsamkeitsgründen — entbehrt werden. Mit der

Prüfung dieser Frage war ein Ausschuß des Verwaltungs¬
rates betraut worden. Im Dezember vorigen Jahres hat er

zum ersten Male getagt. Direktor Thomas hat ihm einen
Bericht über die Angelegenheit vorgelegt. Im Anschluß
daran wünschte der Ausschuß eingehendere Mitteilungen
über die Wirksamkeit und die Ergebnisse der Zweigämter
und ihrer Vertreter. Inzwischen sind die Angaben dem Aus¬
schuß zugegangen. Hoffentlich haben die Verhandlungen
den Erfolg, dafi nicht nur die schon jetzt vorhandenen

Zweigämter erhalten bleiben, sondern weitere errichtet und

daß sie alle mit den notwendigen Mitteln ausgestaltet werden.
Der Mangel an den notwendigen Mitteln hat es dem

Internationalen Arbeitsamt unmöglich gemacht, dem Wunsche
der Verkehrsorganisation nach Errichtung eines

Sachverständigenausschusses für die

Binnenschiffahrt so bald nachzukommen, wie es ge¬
wünscht worden war. Aus dem gleichen Grunde konnte das

Arbeitsamt nicht dem Tempo der Gesundheits¬

organisation bei den gemeinsamen Arbeiten folgen.
Selbst in der Veröffentlichung seiner Forschungs¬
arbeiten ist das Internationale Arbeitsamt durch Mangel an

Geldmitteln gehemmt. Am Schlüsse des letzten Jahres lagen
etwa 20- solcher Arbeiten vor, die schon fertig waren oder

unmittelbar vor dem Abschlüsse standen. Unter anderen

Verhältnissen hätten mindestens einige von ihnen im Jahre

1929 herauskommen können. Sie werden aber vollzählig
nicht e nmal im Jahre 1930 erscheinen. — Auch die Ver¬

öffentlichungen in anderen Sprachen als Französisch
und Englisch leiden unter dem Mangel an Mitteln. Dies gilt
weniger für uns, da in deutscher Sprache verhältnismäßig
viele Veröffentlichungen erschienen sind.
Wir haben aber doch einige Wünsche. Das Internationale

Arbeitsamt sollte bei den deutschen Ausgaben seiner Ar¬
beiten möglichst auf eine genauere Wiedergabe des
Sinnes und auf einen, dem Wesen der deutschen
Sprache angemesseneren Ausdruck achten. Ferner sei
auf die Veröffentlichung der Entwürfe von Uebereinkommen
und Empfehlungen hingewiesen, „die von der Internationalen
Arbeitskonferenz im Laufe ihrer 12 Tagungen von 1919 bis
1929 angenommen worden sind". Das Buch ist zu begrüßen.
Es ist das überstaatliche Arbeitsgesetzbuch. Bei einem Ver¬

gleich der deutschen Ausgabe mit der französischen fällt
aber auf, daß in der letzteren bei jedem Uebereinkommen

angegeben ist, welche Staaten ihm beigetreten sind; in der
deutschen Ausgabe fehlt dies. Da die Mitteilung wichtig,
ja bei dem Gebrauch des Buches unentbehrlich ist, durfte
sie nicht weggelassen werden. — Schließlich müssen wir

wiedentm auf die beiden, an dieser Stelle wiederholt vor¬

getragenen Wünsche zurückkommen, daß das Internationale

Arbeitsamt seine Bücher gebunden und zu einem viel

billigeren Preise liefern möge. Der erste Wunsch ist

bereits in manchen Fällen erfüllt worden und wird wohl immer

häufiger erfüllt werden können. Mögen endlich dem Inter¬

nationalen Arbeitsamte die Mittel nicht länger vorenthalten

werden, damit es ebenso den zweiten Wunsch berücksichtigen
und die Preise seiner Veröffentlichungen herabsetzen kann.
Der Absatz der Bücher steigt freilich trotz der jetzigen Preise.

Dennoch sind wir weit davon entfernt, daß die Bücher in

alle die Kreise gelangen, für die sie wertvoll sind, ins¬

besondere in die Kreise der aufwärtsstrebenden Angestellten
und Arbeiter.

Diese Wünsche liegen uns am Herzen, weil wir, wie alle

Sachverständige, anerkennen, daß sich die Veröffent¬

lichungen des Internationalen Arbeitsamtes durch Sach¬

lichkeit, Zuverlässigkeit und Gründlich¬
keit auszeichnen. Ebenso stimmen wir dem zu, was in dem

Berichte über den Zusammenhang der Veröffentlichungen
mit dem Ausbau der Arbeiterschutzgesetzgebung gesagt ist:

Es mag vorkommen, daß solche Aenderungen sich voll¬

ziehen, ohne daß ihnen wissenschaftliche Forschung vor¬

gearbeitet hätte. Aber diese Anfänge können sich nicht

festigen und entwickeln ohne die Mitwirkung der Wissen¬

schaft. Bei Fragen, die noch nicht genügend beuchtet

werden, sind neue Fortschritte oft der wissenschaftlichen

Vorarbeit zu verdanken. Dazu gehört aber die Selbst¬

verständlichkeit, daß die Ergebnisse der wissenschaftlichen

Vorarbeiten in allen beteiligten Kreisen bekannt werden.

Die Verweigerung der notwendigen Mittel verhindert das

leider.

Wie ist es zu erklären, daß dem Internationalen Arbeits¬

amte die Mittel in so kleinlicher Weise beschränkt worden

sind? Das ersehen wir aus den Mitteilungen des Berichtes

über die Stellung der Arbeitgeber zu dem Inter¬

nationalen Arbeitsamte. Direktor Thomas erkennt an: Groß

sind die Schwierigkeiten für die Arbeitgebervertreter, wenn

sie bei ungünstigen Geschäftsverhältnissen eine einheitliche

Sozialpolitik festsetzen und durchführen sollen. Ebenso,
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wenn sie neuen sozialen Belastungen der Gewerbe in den

verschiedenen Staaten zustimmen sollen. Daraus ergeben

sich Widerstände gegen die Bestrebungen und Hoffnungen

des Internationalen Arbeitsamtes. So.haben die Arbeitgeber¬

vertreter ihre Beteiligung an den Arbeiten eines Aus¬

schusses abgelehnt, den die Mehrheit des Verwaltungs¬

rates einberufen hatte. Große Gruppen von Industriellen

haben sich geweigert, solche Fragen zu beant¬

worten, die die drei Gruppen des Verwaltungsrates, die

der Arbei.nehmer, die der. Arbeitgeber und die der Re-

gierungsv
¦

treter gemeinsam beschlossen hatten. In solchen

Fällen,° hr "t es in dem Bericht weiter, fragen wir uns, ob

die Aufrichtigkeit unserer Absichten nicht mißverstanden

wird. Wird in den Kreisen der Industriellen die Erwartung

geteilt, daß das Zusammenarbeiten an einem gerechten
sozialen Ausgleich möglich ist?

Die Antwort gaben die Arbeitgebervertreter auf der

14. Internationalen Arbeitskonferenz in den Verhandlungen
über den Bericht. Sie beschwerten sich darüber, daß der

zwischenstaatliche Arbeitsverband des Völkerbundes zu
—

viel leiste.

Um so wichtiger ist die Unterstützung des Internationalen

Arbeitsamtes durch die Gewerkschaften. Bezeichnend

ist die folgend0 Stelle des Berichts: Nicht um zu schmeicheln

oder aus politischen Gründen, sondern nur um eine Tatsache

festzustellen, müssen wir wiederholen, daß unser zwischen¬

staatlicher Arbeitsverband nur so weit gilt, wie das Wirken

der Gewerkschaften reicht. Wenn die Arbeiterbewegung
ohne Kraft und Ansehen ist, können auch unsere Ergebnisse
nur unsicher urd mittelmäßig sein.

In erster Linie weist der Bericht auf den Inter¬

nationalen Gewerkschaftsbund hin. Auch er

kann nach dem Wiederaufbau von 1919 auf eine zehnjährige
Wirksamkeit zurückblicken. Viele Schwierigkeiten innerer

und äußerer Art, viele Kämpfe und Zwischenfälle waren zu

bestehen. Auf die außergewöhnliche Zunahme seines Mit¬

gliederbestandes von 1919 und 1920 folgte ein Abstieg, den

der wirtschaftliche Umschwung von 1920 und 1921 ver¬

ursachte. Trotz der Langsamkeit des wirtschaftlichen

Wiederaufbaues hob sich bald darauf wieder der Mitglieder¬
stand: ein langsamerer, aber sicherer Aufstieg, den nicht

mehr jeder wirtschaftliche Umschwung erschüttert. — In

Deutschland haben sich der Allgemeine Deutsche Gewerk¬

schaftsbund und der AfA-Bund günstig entwickelt. Die

freien Gewerkschaften halten durch ihre unermüdliche

Tätigkeit für die Angestellten und Arbeiter d i e Arbeit¬

nehmermassen zusammen, die ihnen das Vertrauen in die

Verwirklichung der wirtschaftlichen Demokratie entgegen¬

bringen.
. Auf den Internationalen Arbeitskonferenzen sind es die

Vertreter der freien Gewerkschaften, die sich besonders um

den Ausbau der Arbeitsschutzgesetzgebung bemühen.

Alljährlich haben sie sich darüber beklagt, daß die unge¬

nügenden Fortschritte in der Zahl der durchgeführten
Uebereinkommen auf eine gewisse Langsamkeit, ja selbst

auf Widerstände der Regierungen schließen lassen. Und

doch handelt es sich hier um die Erfüllung der Ver¬

sprechungen, die im Teil „Arbeit" des Versailler Vertrages

feierlich abgegeben sind. Wie lange brauchen die Re-

gieiungen, um den Uebereinkommen beizutreten! Noch

immer berufen sich Regierungen und Arbeitgebervertreter
auf wirtschaftliche Schwierigkeiten, um den Beitritt zu den

Uebereinkommen zu verzögern.
In diesem Zusammenhange müssen wir uns daran er¬

innern, daß leider auch das Deutsche Reich so

manchem Uebereinkommen noch nicht beigetreten ist. Nicht

einma1 dem Uebereinkommen aus dem Jahre

1919 über die Arbeitszeit. Hatten doch im Reichs¬

tage die Vertreter- der freien Gewerkschaften und die Sozial¬

demokraten ihre ganze Kraft gegen die Angriffe der Arbeit¬

geber und der bürgerlichen Parteien auf die wichtigsten
Arbeitsschutzgesetze einzusetzen. Daher konnte der Ent¬

wurf des Arbeilsschutzgesetzes im Reichstagsausschuß nicht

beratea werden. — Die Unfallversicherung, um ein anderes

Beispiel anzuführen, ist noch nicht auf alle Kleinbetriebe

ausgedehnt Daher kann das Deutsche Reich nicht dem

Uebereinkommen aus dem Jahre 1925 über

die Entschädigung bei Betriebsunfällen bei¬

treten Denn es enthält die Verpflichtung zur Ausdehnung
der Unfallversicherung auf alle Kleinbetriebe.

Warum kommt es aber auf die Ueberein¬

kommen an? Der Entwurf zu einem solchen Ueberein¬

kommen wird nach eingehenden gründlichen Vorarbeiten •

wiederholt auf den internationalen Arbeitskonferenzen be¬

sprochen. Wenn er hier mit zwei Drittel Mehrheit an¬

genommen woi den ist, geht er an die einzelnen Regierungen.
Der Staat, der dann dem Uebereinkommen beitritt, v e r-

pflichtet sich damit, durch seine Gesetzgebung die in

dem Uebereinkommen enthaltenen Mindestforderungen für

den Arbeitsschutz durchzuführen. Mit diesem Verfahren
kann sich so mancher Arbeitgeber nicht befreunden.

Der Bericht erwähnt einen Aufsatz, in dem G. Olivetti, der

Vizepräsident des Verwaltungsrates, als Vertreter der

Arbeitgebergruppe, die Tätigkeit des Internationalen Arbeits¬

amtes gewürdigt hat. Darin wird es als ein falsches Ver¬

fahren hingestellt,' immer auf die Zählder Ueberein¬

kommen hinzublicken: „Jenseits der Zahlen und übei sie

hinaus bleibt die Feststellung des sozialen Fortschrittes, den

das Internationale Arbeitsamt allenthalben in der Welt her¬

vorgerufen hat. - Es bleibt die kraftvolle Üaat wissenschaft¬

licher Forschung, gesetzgeberischer Reform, geistiger Be--

wegungen, die das Amt vorbereitet, gefühlt, verstärkt und

fruchtbar gestaltet hat." So wertvoll die Klärungen und

Anregungen sind, fragt doch Direktor Thomas in seinem

Bericht mit Recht: Trägt nicht diese Tätigkeit ihre schönste

Frucht erst in möglichst zweckmäßigen Uebereinkommen

und in der Anteilnahme der öffentlichen Meinung an dem

Bemühen um sie? Sind nicht unsere wissenschaftlichen

Forschungen und die Verbreitung ihrer Ergebnisse jahraus,

jahrein gerade auf die Gegenstände unserer Uebereinkommen

gerichtet? So schwierig, so enttäuschungsreich zuweilen

unsere Bemühungen waren, auf dem Wege der Ueberein¬

kommen und ihrer Durchführung eine „internationale
Arbeitsgesetzgebung" zu schaffen, bleibt doch dieses Ideal

die treibende Kraft unserer Arbeit. Sonst wäre unsere

Tätigkeit in Gefahr, sich zu zersplittern. Sonst würde das

Ansehen, das man dem Amte zubilligt, nicht voll begründet
sein. Sonst wären unsere Schritte bei den Regierungen und

bei der öffentlichen Meinung kaum gerechtfertigt und

würden der Gefahr der Zurückweisung unterliegen. Deshalb

kommt es darauf an, in jeder Weise den Weg zur Durch¬

führung der Uebereinkommen zu ebnen. So vermögen wir

die innere Kraft des sozialen Fortschrittes allgemein zu

steigern und dem werdenden internationalen Leben einen

festeren Rahmen zu bieten, wie auch Ausdrucksformen, die

seinen neuen Kräften besser entsprechen.
Denn — und das ist wieder der starke Eindruck, den

Direktor Thomas aus der Prüfung der Ergebnisse ge¬

wonnen hat — das Verlangen nach der sozialen

Gerechtigkeit ist fast in allen Ländern und

in allen Kreisen trotz mancher Stockungen un¬

widerstehlich geworden. Es hat an Kraft ge¬

wonnen. Es wirkt sich planmäßiger aus. Es gewinnt inter¬

national an Breite. In dieser Ueberzeugung haben Direktor

Thomas und seine Mitarbeiter bisher ihre große Aufgabe
zu ertüllen gesucht und werden auch fernerhin danach

streben. „Nur dann werden wir frei werden und die neue

Welt schaffen, an die vor 10 Jahren gedacht war: die Weh

des Hand-in-Hand-arbeitens und der Gerechtigkeit, wenn

wir unermüdlich forschen und wachen über unser Ver¬

fahren, wenn wir es allen Strömungen des neuzeitlichen

Lebens anzupassen suchen, wenn wir scharfen Blickes das

Erreichte immer wieder vergleichen mit dem großen Ideal

der Menschheit, mit seiner friedlichen Entwicklung, mit der

unverrückbaren Lebensaufgabe eines Geschlechtes, das den

Krieg erlebt hat, wie das unsere.

So schließt der Bericht. Uns muß er eine Mahnung
zur bevorstehenden Reichstags wähl sein,

damit die Mehrheit des neuen Reichstages nicht mehr gegen,

sondern für wirksame Arbeitsschutzgesetze ist. Wenn wir

das erreichen, helfen wir am besten die Hemmungen im

Internationalen Arbeitsamt zu beseitigen.
Gustav Hoch.

Stärkere Heranziehung der Versicherten¬

vertreter bei den Berufsgenossenschaften
Rundsdireiben vom 30. Juli 19"50 (Reichsarbeitsblatt

Nr. 21 vom 2>. Juli 19)01 des Reidisversidieruntrsanitcs
an die- gewerblichen Berufsgenossensdiaften.

Nach § 857 der RVO. sind bei der Beratung und Beschluß¬

fassung von Unfallverhütungsvorschriften die Vertreter der

Versicherten innerhalb der Berufsgenossenschaften heran¬

zuziehen. Von einer Anzahl Berufsgenossenschaften wur¬

den jedoch bisher nicht sämtliche gewählten Vorstands¬

mitglieder und Versichertenvertreter zu den Beratungen
herangezogen, sondern in der Regel nur ein Teil derselben.

Auf.diese Weise ist der an sich schon geringe Einfluß der

Versicherten in den Berufsgenossenschaften noch weiter

herabgemindert worden. Die Gewerkschaften haben nichts
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unterlassen, um diesen Uebelstand zu beseitigen. So wurde

zuletzt in einer Sitzung im Januar d. J. im Reichsversiche¬

rungsamt auf diesen Umstand hingewiesen. Das Reichsver¬

sicherungsamt stellte sich ebenfalls auf den Standpunkt, dafi

es unbedingt notwendig ist, dafi die Versicherten in mög¬
lichst weitgehendem Maße zur Mitarbeit auf dem Gebiet der

Unfallverhütung herangezogen werden. Grundsätzlich sollen

also in Zukunft die Beratungen des Gesamtvorstandes unter

Heranziehung der Vertreter der Versicherten in der satzungs¬

gemäß vorhandenen Zahl erfolgen. Lediglich in Berufs¬

genossenschaften mit sehr zahlreichen Vorstandsmitgliedern
ist eine gewisse Einschränkung wie folgt vorgesehen:

Berufsgenossensdiaften mit 10 oder weniger Vorstandsmitgliedern
ziehen Versidiertcnvertreter in der Zahl ihrer Vorstandsmitglieder zu.

K.it der Vorstand mehr als 10 Mitglieder, so sind von beiden Seilen

mindestens je 10 Vertreter, hat der Vorstand mehr als 20. Mitglieder,
so ist von beiden Seiten mindestens die Hälfte der Vertreter zu¬

zuziehen.

Dem von den Berufsgenossenschaften immer wieder er¬

hobenen Einwand, daß dadurch die Mehrkosten beträchtlich
erhöht würden, wird vom Reichsversicherungsamt in dem¬
selben Rundschreiben ebenfalls entgegengehalten, daß diese
Mehrkosten im Vergleich zu den Ausgaben der Verwaltung
der Berufsgenossenschaften belanglos sind. Weiter wird
darauf hingewiesen, daß in Zukunft die Ausbildung der
Versichertenvertreter in erhöhtem Maße vorgenommen
werden soll, um sie für die Aufgabe der Unfallverhütung
noch stärker zu interessieren und zu schulen. Dies dürfte
eine gemeinsame Aufgabe der Berufsgenossenschaften und
der Gewerkschaft! s-eln. W. Fr.

äfiÄ^tear.
mtfjm^i-m-'j-.L mi-rjnn
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Jahresabschluß der Volksfürsorge
Mit der Gesamtversicherungssumme von fast 800 Mill. RM.

stand die Volksfürsorge Ende 1929, obwohl hauptsächlich
die kleine Lebensversicherung mit niedrigen Versiche¬

rungssummen betreibend, unter allen deutschen Lebens¬

versicherungsunternehmen an dritter Stelle. Vor der Volks-

fürsorge stehen hinsichtlich der Gesamtversicherungssumme
. nur der Allianz-Konzern, der zahlreiche, früher

selbständig gewesene Versicherungsbetriebe aufnahm, und

die bald acht Jahrzehnte alte Victoria.

Das Jahr 1929 brachte der Volksfürsorge 580 638 Ver¬

sicherungsanträge. An Einnahmen aus Prä¬

mien und Kapitalerträgen^ergaben sich 45,8 Mill. RM. Die

V e r si eher u n g s 1 ei s t u n g e n bei Sterbe fällen

beliefen sich auf 2,9 Mill. RM; bis jetzt seit November

1923 (Beendigung der Inflation) sind rund 10 Mill. RM. aus¬

gezahlt. 8360 Sterbefälle wurden im vorigen Jahre reguliert.
An der Spitze stehen mit 949 Fällen die Infektionskrank¬

heiten, dann folgen mit 907 Fällen die Unfälle; Krebs kam

in 670 Fällen als Todesursache vor, Selbstmord in 372 Fällen,

Entbindungen und Wochenbettkrankheiten in 187 Fällen,
Tuberkulose (ohne Lungentuberkulose) in 112 Fällen.

Die Gewinn- und Verlustrechnung für das

Geschäftsjahr 1929 weist einen Ueberschuß von nahezu

9,9 Mill. RM. aus, der auf Beschluß der Generalversammlung

.wie folgt verteilt wurde:

Je 5 v. H., das ist ein Betrag von je 494 000 RM., zu¬

sammen rund 1 484 000 RM., nach § 39 des Gesellschafts¬

vertrages dem gesetzlichen Reservefonds, dem

Kriegsreservefonds und dem Fonds beson¬

derer Reserven. Weitere 50000 RM. dienen als Ver¬

zinsung des von den Gewerkschaften und Genossenschaften

aufgebrachten Aktienkapitals. Den Aktionären der Volks¬

fürsorge fließen also keine Aktionärdividenden zu. Den mit

Gewinnanteil Versicherten der Volks- und Lebensversiche¬

rung werden unter Hinzunahme der 1928 verrechneten, in¬

folge Ausscheidens der Versicherten aber nicht gut-

Peschriebenen Gewinnanteile insgesamt rund 8,4 Mil-

ionen Reichsmark als Gewinnanteile ge¬

währt. Das entspricht:
30 v. H. der gewinnberechtigten Jahres¬

prämie der Volks- und

35 v. H. der gewinnberechtigten Jahres¬

prämie der Lebensversicherung.

Die Gewinnanteile werden verzinst (der Zinsfuß für die gut¬

geschriebenen Gewinnanteile ist für das im Jahre 1929 be¬

ginnende Versicherungsjahr auf 7 v. H. festgesetzt worden)

und bei Fälligwerden der Versicherungsleistung mit aus¬

gezahlt. Die tarifmäßige Versicherungssumme wird durch

diese jährlich angesammelten und verzinsten Gewinnanteile

beträchtlich erhöht. Rund 20 Mill. RM. machen bereits

die den Versicherten der Volksfürsorge zustehenden Ge¬

winnanteile und Zinsen aus. Der Grundsatz: „Alle Ge¬

winne den Versicherten!" kommt also bei der

Volksfürsorge praktisch zur Durchführung.

Aus der Bilanz für den Schluß des Geschäftsjahres

1929, die in Aktiva und Passiva mit je 94,7 Mill. RM. ab¬

schließt, seien noch folgende Posten angeführt:
Aktiva: Grundbesitz 2,1 Mill. RM., Hypotheken und

Grundschuldforderungen 49,2 Mill. RM., Schuidscheinforde-

rungen gegen öffentliche Körperschaften 22,6 Mill. RM.,

Wertpapiere 7,1 Mill. RM., Guthaben bei Bankhäusern

(Bankabteilung der GEG-Hamburg, Arbeiterbank, Berlin,

Arbeiterbank-Filiale Hamburg) 6,6 Mill. RM. . Das Ver¬

mögen beläuft sich am Jahresschluß auf rund 88 Mill. RM.

Das Lindcar-Fahrradwerk

Eine der von den Gewerkschaften unterstützten gewerk¬
schaftlichen Unternehmungen ist das Lindcar-Fahrrudwerk.
Die Aktionäre dieses Unternehmens sind die dem ADGB.

und dem AfA-Bund angeschlossenen Verbände. Die Ent¬

wicklung des Unternehmens in den letzten Jahren darf als

erfreulich bezeichnet werden. Die Jahresabschlüsse be¬

weisen, daß ihm Lebenskraft innewohnt, daß es trotz der

kapitalstarken Konkurrenz diese in den Schatten stellt. Das

war bis jetzt nur möglich, weil diesem Unternehmen die

Gewerkschaftsfunktionäre im Umsatz der Produktion be¬

hilflich waren. Hier kann aber und muß noch mehr als

bisher geschehen. Vor allem muß den Verbandsmitgliedern,
die Fahrrüdei benötigen, plausibel gemacht werden, daß es

ihre Pflicht ist, ihren Bedarf bei den Lindcar-Werken zu

decken, zumal die Lindcar-Werke günstigere Lieferungs¬
und Zahlungsbedingungen leisten, als irgendeine Prival-

fabrik. Die Lindcar-Werke verkaufen g'egen Bar- und gegen

Abzahlung. Letzteres tun sie nur unter der Voraussetzung
einer zweijährigen Mitgliedschaft und Beitragsleistung beim

Verband, ferner wird verlangt, daß die Mitglieder mit ihren

Beiträgen auf dem laufenden und daß die Ratenzahlungen
auch sichtbar sind.

Rund 45 C00 Fahrräder setzten die Lindcar-Werke im

Jahre 1929 um. Die Jahresrechnung basiert in Einnahmen

und Ausgaben mit über 5 Millionen Mark, die Bilanz in

Aktiva und Passiva weist 6 Millionen Mark aus. Ueber

200 Arbeiter sind zurzeit beschäftigt, die weit bessere tarif¬

lich festgelegte Lohn- und Arbeitsverhältnisse haben als

ihre Kollegen in den Privatfahrradwerken. Der Lindcar-

Betrieb wird technisch wie kaufmännisch mustergültig ge¬

leitet, was sich daraus ergibt, daß die darin arbeitenden

Verbandsgelder mit 10 v. H. verzinst werden können.

Die gegenwärtige wirtschaftliche Lage, besonders die

g-roße Arbeitslosigkeit, beeinflußt die Kaufkraft der Massen.

Die Gewerkschaften sind in dieser Situation verpflichtet,
vorsorglich darauf zu achten, daß ihre Anhänger nicht etwa

auch in Mitleidenschaft gezogen werden. War es bisher

schon Pflicht jedes Gewerkschaftlers, auch für die Ver¬

stärkung der Macht zu sorgen, die die Arbeitnehmerschaft

als Konsument in die Wagschale werfen konnte, so gilt das

in Zeiten der Krise doppelt. Ihren Bedarf an Fahrrädern

müssen die Mitglieder der freien Gewerkschaften bei ihrem

eigenen Unternehmen decken. Die Funktionäre unserer

Organisationen sind angehalten, auf die gesamte Mitglied¬
schaft einzuwirken.

Die Industriebeamten-Sparbank im Jahre 1929

Die Industriebeamten-Sparbank konnte auf ihrer letzten

Generalversammlung über eine erfolgreiche Entwicklung
im vergangenen Jahre berichten. Obwohl die Arbeits¬

losigkeit auch unter den technischen Angestellten und Be¬

amten erheblich gewesen ist, erzielte sie doch einen

größeren Zuwachs an Sparkapitul als im Jahre 1928. Sie

hat auf rund 5C0O Sparkonten bereits die Dreimillionen¬

grenze überschritten. Der Durchschnittsbestand pro Konto

beträgt 630. Vier Fünftel aller Sparer haben ein Guthaben

unter 1000 RM. und nur ein Fünftel verfügt über ein

höheres Guthaben. Die.lRS. führte im vergangenen Jahr

mit gutem
¦ Erfolg eine Erhöhung ihres Geschäftskapitals

durch. Der Anteil wurde von 100 auf 200 RM. erhöht und

145



gleichzeitig die Zusammenlegung im Verhältnis 2 : 1 vor¬

genommen. Das eingezahlte Geschäftskapital hat sich von

rund 250 000 auf über 400 000 RM. vermehrt, während das

gesamte Garantiekapital der Bank einschließlich Haft¬

summe von rund 500 000 RM. auf 940 000 RM. ange¬

wachsen ist.

Ihre größte Aufmerksamkeit wandte die IBS. der Befrie¬

digung des Kreditbedüi fnisses ihrer eigenen Mitglieder zu.

Kredite werden jedoch nur gegen Einhaltung der bank¬

mäßig üblichen Sicherungen ausgegeben. Sie bewilligte

insgesamt 266 Kredite im Betrage von 506 000 RM. und

außerdem 238 Kleinkredite im Betrage von 77 000 RM. Es

liefen am Jahresschluß insgesamt 662 Darlehen mit

einer Summe von 764 000 RM Der Geschäftsbericht er¬

läutert den gesamten Kreditverkehr in ausführlicher Weise.
Darüber hinaus hat die IBS. erhebliche Kredite in Form

von langfristigen Darlehen und Hypotheken gegeben
und dadurch auch den Wohnungsbau weitgehend unter¬

stützt. Es liefen am Jahresschluß 46 Hypothekenposten im

Betrage von über 1,6 Millionen. Beteiligt ist die IBS.

int besonderen bei der Heiz- und Wasseranlagen-Gesell¬
schaft m b. H. „H a w a g", Berlin, die Mitglied des Ver¬

bandes sozialer Baubetriebe ist. Sie ist ferner bei der

Hauptgenossenschaftsbank e. G. m. b. H., Berlin, der zustän¬

digen Verbandskasse der Preußischen Zentralgenossen-

schaftskasse, Mitglied und hat ihre Beteiligung auch dort

erhöht.

Die Liquidität der IBS. ist gut. Es wurden aus einem

Reingewinn von 27 443 RM. 5 v. H. Dividende verteilt.

Bemerkenswert ist noch, daß die Generalversammlung
der IBS. eine engere organisatorische Verbindung mit dem

Bund der technischen Angestellten und Beamten zum Be¬

schluß erhob. Es ist die Firma ergänzt durch den Unter¬

titel „Sparkasse und Bank des Bundes der technischen An¬

gestellten und Beamten und seiner Mitglieder", so daß

auch für jeden Außenstehenden sofort erkennbar ist, um

was für ein Institut es sich bei der Industriebeamten-Spar¬
bank handelt. Bei der Aufnahme neuer Mitglieder be¬

schränkt sich die IBS im wesentlichen auf die Mitglieder
des Butab, ohne jedoch behindert zu sein, solche Körper¬
schaften und Personen als Mitglieder aufzunehmen, denen

sie Kredite zur Verfügung stellen will. Auf die Besetzung
des Vorstandes und Aufsichtsrats der IBS. ist dem Vor¬

stand des Bundes der technischen Angestellten und Be¬

amten satzungsgemäß weitgehender Einfluß - eingeräumt.
Diese engere Zusammenarbeit mit dem Butab bedeutet für

die Sparbank ein großes Vertrauensplus.
Sie dürfte in Zukunft noch mehr als bisher den techni¬

schen Angestellten und Beamten ein tatkräftiger Helfer im

Existenzkampf sein.

AUS DER INTERNATIONALEN ANGESTELLTENBEWEGUNG

PAUL OTTO, SAN FRANZ1SKO

Die ÄngesteSBten in Amerika

Diejenigen, die in Amerika waren und die sozialen Ver¬

hältnisse nur vom Fenster des Pullmanwagen aus kennen,
werden hinter das Wort „Angestellter" sofort ein Ausrufe¬

zeichen setzen. Und das mit Unrecht, da es hier einen An¬

gestellten im deutschen Sinne nicht gibt. Aber selbst in

Deutschland kann der Begriff „Angestellter" nicht scharf

umrissen werden. Der Schwierigkeit kann man nur be¬

gegnen, wenn man versucht, von sehen des Berufes bzw.

der Beschäftigung dem Problem näher zu kommen.

Wenn ich 'also im nachfolgenden von amerikanischen

Angestellten spreche, so meine ich immer Personen, die

ungefähr der gleichen Berufstätigkeit nachgehen, wie sie

von ihren deutschen Kollegen ausgeübt wird.

Trotz der Krisenjahre 1907/08, 1914, 1921, 1927, 1929/30

hat Amerika seit 25 Jahren eine schnell ansteigende Ent¬

wicklung gehabt. Alles wuchs, alles dehnte sich und wurde

größer. Das brachte einen steigenden Bedarf von Arbeits¬

kräften. — Die sich bei Hand- und Maschinenarbeit be¬

merkbar machende rückläufige Bewegung, daß trotz

dauernd steigernder Produktion die Zahl der benötigten
Arbeitskräfte sinkt, hat sich bei den amerikanischen Ange¬
stellten noch nicht ausgewirkt. — Die ins Ungeheuere aus¬

gebaute Reklametätigkeit, Verkaufsorgenisationen und die

Mechanisierung auf allen Gebieten nahm eine weitere Zahl

in Anspruch, sie entwuchs einmal der ansässigen Bevölke¬

rung, zum anderen wurde sie aus dem Zustrom der neu

Einwandernden entnommen. Von allen Seiten stieß man

in die verschiedenen Berufstätigkeiten vor. Das war auch

verhältnismäßig leicht. Keine Lehr- und Arbeitszeugnrsse
werden verlangt, die in Deutschland die Berufe gegen Ein¬

dringlinge verschließen. Ein Vertrautsein mit den elemen¬

taren Berufsanforderungen, einige kühne Behauptungen,
einige Geschichten, und vor allen Dingen ein sicheres Auf¬

treten sind für die Einstellung genügend. Es wird immer

nach spezifischen Erfahrungen gefragt. Dabei ist es natür¬

lich selbstverständlich, daß man gerade diese Spezial-
erfahrungen besitzt. Man tröstet sich immer damit, es

wird alles halb so schlimm. So rasch wie man eingestellt
wurde, so schnell fliegt man oft wieder hinaus. Aber nach

der dritten oder vierten Stellung hat man so viel Kennt¬

nisse, daß man sich halten und einarbeiten kann. Viele

Kenntnisse werden im Abendschulunterricht erworben. Z. B.

besuchen sehr viele Werkzeugschlosser Kurse in Werk¬

stattzeichnen und Werkstattmathematik und sitzen nach

einigen mißglückten Versuchen in den Konstruktionsbureaus

als Werkzeug- oder Vorrichtungskonstrukteure. In diesem

Spezialberuf sind sehr viele Deutsche, Schweden, Dünen

und Norweger beschäftigt, die fast alle ehemalige Besucher

von technischen Hochschulen und Lehranstalten waren.

Aber nicht nur in diesem Fach, auch auf anderen Ge¬

bieten haben wir ein ähnliches Eindringen von unten.

Banklehrlinge werden Bankbeamte, Bureaugehilfen werden

Bureauangestellte usw.

Man verlangt Leistungen. Ob man sie augenblicklich
schöpft oder auf Grund früherer Tätigkeiten besitzt, das

spielt hier keine Rolle. Verantwortungsvolle Arbeiten

werden ohne Beachtung des Alters vergeben. Ob man

24 oder 34 Jahre alt ist, spielt keine Rolle. Ohne viel

Federlesen bekommen sehr junge Bankangestellte das

Zeichnungsrecht.
Damit geht natürlich auch das Beförderungswesen Hand

in Hand. Vertrauensstellungen werden zwar in erster Linie

auf Grund von Empfehlungen vergeben, man ist aber

durchaus nicht bureaukiatisch, wenn einer seine Tätigkeit
kann. Lebensläufe, Familienzugehörigkeit, Onkel, Vetter

und Tanten sind Dinge, die wenig wiegen.
Eine gesellschaftliche Isolierung gibt es darum in den

Kreisen der mittleren und unteren Angestellten nicht. Oft

kommt es vor, daß in Zeiten von Depressionen Werkstatt*

und andere Hilfsarbeit verrichtet wird. Von den techni¬

schen Angestellten haben die meisten jahrelange praktische
Arbeit hinter sich. Viele der höheren und höchsten Vor¬

gesetzten, emporgetragen durch die rasche industrielle Ent¬

wicklung des Landes, kennen das Werkstattleben aus

eigener Erfahrung.
Da es liier leichter ist, sein Hochschul- und Universitäts¬

studium durch seiner Hände Arbeit zu verdienen, so ist

dei größte Teil der Studenten mit den „untergeordneten"
Arbeiten sehr gut vertraut. Sie arbeiten während de3

Studiums und während ihrer Ferien erst recht als Mecha¬

niker, Fahrstuhlführer, Schalttafelwärter, Zeitschriftenver¬

käufer, Bureaugehilfen, Autoputzer und Chauffeure. Die

amerikanische Studentin als KinderWärterin und Gasthaus¬

hilfe ist eine allgemeine Erscheinung.
An zwei Universitäten (Cincinnati, Ohio und Antioch in

Yellow Springs Ohio) ist das sogenannte Cooperative
System eingeführt. Zwei Monate Studium wechseln mit

zwei Monaten praktischer Tätigkeit ab. Dieser Zyklus wird

in Cincinnati, Ohio während vier Jahre, in Antioch während

sechs Jahre Studium streng durchgeführt. Daß dadurch

eine strenge Verbindung zwischen den zukünftigen Ange¬
stellten und den Werkstattarbeitern hergestellt wird, ist

selbstverständlich.

Dazu kommt, daß in Amerika mit allen nur erdenklichen

Mitteln der Propaganda und der Strafe die Begriffe des

„Klassenbewußtseins" oder der „Klasse", des Unterschiedes

zwischen Unternehmer und Arbeiter bekämpft werden.

Man leugnet diese Tatsache, bezeichnet sie als aus»

ländische Vergiftung und geht mit Zwangsmaßnahmen, die

nur eine Klasse gegen eine andere besitzt, gegen diese

Unruhestifter vor. Fabrikdetektive, Fabrikpolizei, Arbeits¬

verweigerung, Entlassungen sind nur einige davon.
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Eine gesellschaftliche Abschließung besteht hier nicht

zwischen den verschiedenen Berufen, als vielmehr zwischen

der Stärke der verschiedenen Geldbeutel. Wer kein Geld

zum Ausgeben hat, der ist ja von vornherein aus¬

geschlossen.
Aber diese Stellung wird man kaum im gegenseitigen

Verkehr an der Arbeitsstelle wahrnehmen. Die Rassen¬

mischung, die traditionslose Vergangenheit, die weitver¬

breitete Zweck- oder Geschäftspsychologie und der gute
Geschäftssinn des Amerikaners beugen vor. Ich erinnere

mich z. B. eines Falles, in dem vom Präsidenten bis

herab zum Arbeiter alle in dem gleichen Speiseraum an

ungedeckten Tischen aßen. Jeder wählte seine Speise und

trug sein Essen selbst. Jeder stellte sich in die lange Reihe,
und nicht selten stand der Betriebsleiter hinter einem

dicken, runden, grinsenden Neger. Aber das gilt nicht all¬

gemein und erst recht nicht für den Süden Nordamerikas.

Da es für die Angestellten keine gewerkschaftliche Ver¬

einigung gibt1), so fällt natürlich auch jeder Rückhalt weg.

Sie sind auf sich selbst angewiesen. Behaupte dich oder

nimm eine deinen Leistungen entsprechende Tätigkeit an.

Kannst du das nicht, dann hungere, verkaufe Zeitungen,
putze Schuhe oder falle irgendeiner barmherzigen Organi¬
sation zur Last.

In allen Amerikanern steckt noch etwas, was man hier

allgemein Pioniergeist nennt. Es ist ein gewisser Aben¬

teurergeist, der sich auf Arbeit und Geschäft gerichtet hat

und noch von den vormaligen Siedlern herrührt, die vor

drei oder vier Generationen sich noch mit Axt, Messer

und Flinte durch die Wildnis schlugen. Dazu kommt oft

eine Mißachtung des persönlichen Lebens. Viele Unglücks¬
fälle in Betrieben, im Flugzeug und im Automobilverkehr
sind Beweis dafür. Mit großem Mute werden Unternehmen

gegründet, die resultatlos wieder aufgegeben werden. Auf

irgendeinem Wege Geld machen, das ist das Leitmotiv.

Die Arbeit wird darum nicht als Beruf betrachtet. Eine

spezielle Berufsethik besteht nicht, wohl aber eine vage
'Arbeitsethik. Der Arbeit wird nur des Geldes wegen nach¬

gegangen. Die Lebenswelt ist der Sport, das Auto, das

Kino, das dauernd rasselnde Radio, der Tanzsaal, die Logen,
die Kirchen, die Sekten, die Klubs und seit den letzten

Jahren die Aktien. Die Leibspeise, beinahe für alle, ist die

bis zu 30 Seiten starke Humorbeilage der Sonntagszeitung.

Die Lebensweise und der Lebensstandard verändern sich

entsprechend der Entlohnung des einzelnen. Ferien werden

hier selten bezahlt, aber oft genommen. Man benutzt die

Zeit, um im Auto durch das Land zu fahren und an den

.verschiedensten Plätzen Zelte aufzuschlagen und zu angeln,
oder sich die großen Staatsparke vom Autofenster aus

anzusehen.

_

Fast
_

jeder hat gewisse Sparrücklagen. Trotzdem sind
die meisten verschuldet, da, wie ja bekannt, sehr viel auf

Abzahlung gekauft wird, z. ß. Autos, Anzüge, teuere Radio¬

apparate, Häuser, Möbel, Wäsche, Aktien, wertvolle Finger¬
ringe, Grundstücke usw. Dies ist ein weiterer Faktor, der

die meisten zum Geldmachen anhält. Ueberstunden werden
mit Begeisterung überall da geschoben, wo sie mit 50 v. H.

Aufschlag bezahlt werden. Und in Zeiten guten Geschäfts¬

ganges werden Stellungen oft nach sieben oder acht
Wochen gewechselt, um in irgendeiner Firma unterzu¬

kommen, die gerade Ueberzeit arbeiten läßt. Am

schlimmsten scheint mir das bei den Werkzeugkonstruk¬
teuren der Automobilindustrie der Fall zu sein, die sich

fast zu reinen Saisonarbeitern entwickelt haben. Aber auch

bei anderen Firmen habe ich genügend gleiche Beobach¬

tungen gemacht. Ein gewisser Unterschied besteht freilich

zwischen den Angestellten anderer Berufe und den An¬

gestellten mit technischem Training. Erstere haben einen

größeren Zug zur Stetigkeit, sind aber trotzdem viel un¬

stetiger als der deutsche Kollege. Der Amerikaner ist frei

Von den Bindungen durch Verträge und Konkurrenz-

Wauseln.

Aber die Jahre werden auch hier konservativ wirken.
Bereits wandern viele der Studenten von der Hochschule
'direkt in die Bureaus. Und wenn es zu einer gewissen
Sättigung gekommen sein wird, werden sich die Ange¬
stellten aus den eigenen Kreisen ergänzen. Inwieweit die

amerikanische Zweckpsychologie und das sich fast allen öff¬

nende Schulwesen einen Ausgleich schaffen, bleibt abzu¬

warten.

*) In Chikago hat sich in .letzter Zeit eine Gruppe städtischer An¬

gestellter zu einer Gewerkschaft zusammengeschlossen..

Internationale Beamtenbewegung
Vom 6. bis 8. August tagte in Genf der dritte Kongreß

der Internationalen Vereinigung der Beamten und An¬

gestellten (IBA.), der die Vertreter von zehn Ländern:

Deutschland, Oesterreich, Frankreich, Schweiz, Holland,
Schweden, Polen, Tschechoslowakei, Griechenland und Jugo¬
slawien vereinigte.

1925 erfolgte die Gründung- der „Internationalen Ver¬

einigung der Angestellten, Beamten und Lehrer im öffent¬

lichen Dienst". Heute zählt die IBA. etwa 500 000 Mitglieder.
Auf ihrem Programm stehen nicht nur Berufsfragen, sondern
sie tritt gleichzeitig für Völkerfrieden und -Verständigung
ein. Die Bedeutung der IBA. wird vom Internationalen
Arbeitsamt voll anerkannt.

Im Vordergrund der Tagung stand die Frage der un¬

zulänglichen Beamtenbesoldung in allen Ländern. Es wurde

zum Kampf um die Hebung der Lebenshaltung auf¬

gefordert; vor allem wurde gegen die Tendenz der Herab¬

setzung der Gehälter Stellung genommen.

Der Kongreß betonte die Schicksalsgemeinschaft zwischen

Gemeinde- und Staatsangestellten. Es wurde zu einer ge¬

meinsamen Aktion dieser beiden Kategorien aufgefordert.
Ferner wurde ein erweitertes Mitbestimmungsrecht der Be¬

rufsvertretungen an der Verwaltung der Städte und deren

öffentlichen Betrieben auf gesetzlicher Grundlage gefordert.
Zu diesem Zwecke sollen paritätisch zusammengesetzte
Instanzen ins Leben gerufen werden.

Zum Präsidenten wählte der Kongreß den Vorsitzenden

des Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes, Albert

Falkenberg. Generalsekretär wurde der Franzose

Laurent.

AUS DEM AFA-BUND

Gustav Wiegand
Zum 1. August d. J. ist Kollege Gustav Wiegand, der

bis dahin für den DWV. in Mitteldeutschland tätig war, in

die Zentrale seiner Organisation nach Düsseldorf berufen

worden. Dadurch mußte Kollege Wiegand auch den Vorsitz

im AfA-Bezirkskartell Mitteldeutschland abgeben. Der AfA-

Bundesvorstand hat dem Kollegen Wiegand in einem be¬

sonderen Schreiben seinen Dank für die umfangreiche und

von Erfolg begleitete Arbeit, die er für die gesamte AfA-

Bewegung geleistet hat, ausgesprochen. Das AfA-Bezirks¬
kartell Mitteldeutschland gehört zu den besten Kartellen

unserer Gesamtorganisation. Seine Aufwärtsentwicklung
verdankt es nicht zuletzt seinem bisherigen Bezirkskartell¬

leiter.

Arbeitsbericht der AfA-Zentrale

für die Zeit vom 5. Juli bis 26. August 1930

Wirtschaftspolitik.
Der WP-Ausschuß nahm Stellung zu den Fragen, die die

Reichsregierung an den Reichswirtschaftsrat über die Ver¬

hütung unwirtschaftlicher Preisbindungen richtete.

Eine Untersuchung über die Kapitalbildung- in den

gemischtwirtschaftlichen Elektrizitätsunternehmen wurde

abgeschlossen.
Die wirtschaftspolitische Abteilung bearbeitete die neuen

Steuerverordnungen mit ihren Durchführungsbestimmungen

und untersuchte die Lage in der Berliner elektrotechnischen

Industrie, sowie die Zusammenhänge zwischen Kapital¬
bildung und Lohnbewegung.
An der vom Deutschen Studienkomitee für Kalender¬

reform einberufenen Sitzung vertrat Kollege Suhr den

AfA-Bund.

Die Betriebsräte im Aufsichtsrat bekamen einen Artikel

von Prof. Dr. Sinzheimer über den Beschluß des Reichs-

arbeitsgerichts zur Auskunftspflicht der Unternehmer über-

sandt. Orientierende Branchenrundschreiben bekamen die

Betriebsräte im Aufsichtsrat der Automobilindustrie und

der Bierbrauereien.

An einer Kuratoriumssitzung des Konjunkturforschungs¬
instituts nahm Kollege Suhr teil. An einer Aussprache im

RWM. über den wirtschaftlichen Teil des Briandschen

Memorandums nahm ein Vertreter des AfA-Bundes teil. In

einem besonderen Rundschreiben an die AfA-Presse wurde

zur Bausparkassenfrage erneut Stellung genommen.
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. . Sozialpolitik.

Der SX^'P-Ausschuß nahm zu dem Referentenentwurf be¬

treffend Neuregelung der Wanderversicherung Stellung. Die

von ihm als notwendig befundenen Abänderungsvorschläge
wurden mit der erforderlichen Begründung dem RAM. zur

Kenntnis übermittelt. Der AfA-Bund äußerte sich auf

Wunsch des RAM. zu dem Antrag des deutschen Groß¬

händler-Verbandes für Kurz-, Galanterie- und Spiel¬

waren E V. euf Grund der §§ 6 und 9 der Arbeitszeit-

Verordnung für die Monate April, Mai und September bis

November eine werktägliche Arbeitszeit von 10 Stunden

zuzulassen; er lehnte diese Ausnahmeregelung ab, da sie

weder rechtlich noch tatsächlich begründet ist. Die Lage

der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen¬

versicherung sowie das Ergebnis der Beratungen über die

Novelle zur Arbeitslosenversicherung in der ersten Lesung

des sozialen Ausschi sses des Reichstages vor seiner Auf¬

lösung waren ebenso wie die derzeitige Notverordnung Ver¬

handlungsgegenstand im SWP.-Ausschuß.

Der SWP.-Ausschuß beschäftigte sich ferner mit der

Durchführung der Heilverfahren von Seiten der RfA. und

der Zusammensetzung des Heilverfahrensausschusses. Die

Durchführung des § 397 des AVG. wurde behandelt, die

Aussprache hierüber ist noch nicht abgeschlossen.

Die Zusammenfassung- und Zusammenarbeit mit den im

mittleren Gewerbe- und Handelsaufsichtsdienst tätigen

Kollegen wurde besprochen.
Da einige Finanzämter versuchen, die Unterstützungs¬

beiträge, welche durch die Gewerkschaften an ihre Mit¬

glieder ohne Rechtsanspruch gezahlt werden-, steuerpflichtig
zu machen, hat der AfA-Bund nach Beratungen in seinem

SWP.-Ausschuß eine Beschwerde an das Reichsfinanz-

ministerium gerichtet und die sofortige Abstellung dieser

Maßnahmen gefordert.
Arr 5. Juli tagte der Ausschuß des Arbeitsgerichts-

verbandes. An dieser Ausschußsitzung nahm Kollege Greil

teil. Dei Ausschuß des Arbeitsgerichtsverbandes wählte am

gleichen Tage noch die Kollegen Burgemeister vom ZdA.

und Lenz vom Butab zu seinen Mitgliedern. Kollege Greil

wurde außerdem in den Vorstand des Arbeitsgerichts¬
verbandes gewählt. Den Arbeits- und Landesarbeitsrichtern

des AfA-Bundes wurde der Erntritt in den Arbeitsgerichts¬

verband erneut nahegelegt. Eine große Anzahl der Kollegen

in den Arbeitsgerichtsbehördcn ist dieser Anregung bereits

gefolgt.
Die Sitzung- der Kreditgemeinschaft gemeinnütziger

Selbsthilfeorganisationen Deutschlands G. m. b. H. (Kageso)

fand am 23. Juli statt, an der der Vertreter der Rechts¬

abteilung teilnahm.

Lohnpolitik.

Der Lohnpolitische Ausschuß beschäftigte sich im An¬

schluß an die Vorgänge in der Berliner Metallindustrie in

mehreren Sitzungen mit der lohnpolitischen Lage,
insbesondere mit der Frage Arbeitszeit- und Gehalts¬

kürzung.
Die Einregistrierung sämtlicher Stammkarten für die

Tariistatistik konnte beendet und mit der 'Auswertung' be¬

gonnen werden. Zu diesem Zweck wurde ein Arbeitsplan
ausgearbeitet, der den Verbänden zur Begutachtung zu¬

geleitet wurde. In Verbindung mit der jetzigen lohn¬

politischen Lage wurden die Kündigungsfristen der Mantel¬

verträge und der Gehaltsabkommen als erstes Ergebnis
herausgezogen. Weiter ist mit einer regelmäßigen 14tägigen

Berichterstattung über gekündigte Tarifverträge begonnen
worden.

Bildungswesen.

Der Bildungsausschuß beschäftigte sich mit den Kursen

im kommenden Wintersemester und stellte den Arbeitsplan
für den Funktionärkursus vom 26. Oktober bis 1. November

und für den Behördenkursus vom 2. November bis

8. November auf.

An einer Sitzung der „Funkstunde Berlin", die sich mit

einer Vortragsreihe über die Fragen der Arbeitslosigkeit

beschäftigte und an einer Besprechung der „Freien Funk¬

zentrale", die zur Vorbereitung einer Reichsrundfunk«

konferenz diente, nahm Kollege Suhr teil.

Bergbau.

Der Bergbnunusschuß beschäftigte sich mit der Durch¬

führung der Notverordnung in der kna'ppschaftlichen
Krankenversicherung.

Reich, Staat und Gemeinden.
'

Der Behördenausschuß beschäftigte sich mit dem Personal¬

abbau und der Verwaltungsreform in Preußen, sowie mit der

Auswirkung der Notverordnung auf die Behörden¬

angestellten und behandelte die Frage der Allgemein¬
verbindlichkeitserklärung kommunaler Tarifverträge.

Der Vorstand.

Kollege Wilhelm Stähr nahm an einer Bezirkstagung des

Deutschen Werkmeister-Verbandes in Hannover teil. Er

vertrat den AfA-Bund auf dem Deutschen Krankenkassen¬

tag vom 17. bis 19. August in Dresden. Kollege Friedel

nahm an einer Besprechung mit dem Butab in der Frage
der Vereinheitlichung der Gaue mit den Bezirkskartellen des

AfA-Bundes teil und unterstützte die organisatorischen
Arbeiten des Bezirkskartells Brandenburg. Auf zwei Vor¬

standssitzungen der Unterstützungsvereinigung war Kollege

Göring anwesend.

VI. Jahreshauptversammlung
der Deutschen Geseilschaft für Gewerbehygiene
in Breslau vom 22. bis 24. September 1930

Die Jahreshauptversammlung der Deutschen Gesellschaft

für Gewerbehygiene findet vom 22. bis 24. September in

Breslau statt. Zum ersten Hauptverhandlungsthema „Arbeit

u n d W o h n u n g" sprechen vom ärztlich-hygienischen

Standpunkt Stadtmedizinalrut Prof. Dr. von Drigalski-

Berlin, vom baufachlichen Gesichtspunkt Ministerialrat

Herr m n n n-Berlin vom preußischen Ministerium für Volks»

wohlfahrt und vom betrieblichen Standpunkt Regierungs-

gewerberat a. D. Oberingenieur Richter- Nürnberg. Das

zweite Hauptverhandlungslhemn „Hygiene im Büro

und in kaufmännischen Betrieben" sieht ein¬

führende Referate von Gewerbemedizinalrat Dr. Hol¬

stein- Frankfurt a. d. O. und Ministerialrat Dr.-Ing. K r e -

m e r - Berlin vom preußischen Ministerium für Handel und

Gewerbe vor. In einer größeren Anzahl kurzer Berichte

über neuere wichtige Beobachtungen und Originalarbeiten

auf dem Gebiete der Gewerbehygiene werden aktuelle

Fragen des gesundheitlichen Arbeitsschutzes erörtert.

An die Jahreshauptversammlung der Deutschen Gesell¬

schuft für Gewerbehygiene schließen sich die Aerztliche

Jahrestagung und ein allgemeiner gewerbe«

hygienischer V o r t r a g s k u r.s u s an.

Nähere Auskunft erteilt die Geschäftsstelle der

Deutschen Gesellschaft für Gewerbe«

h v g i e n e ,
Frankfurt am Main, Platz der

Republik 4 9.

EINGEGANGENE BÜCHER

„Aenderungen in der KrankenVersteuerung" mit Begründung, Erläute«,
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